
Richtig vorsorgen

Mit den Produkten der Württembergische 
Lebensversicherung AG.
Mit der betrieblichen Altersvorsorge können Sie ganz einfach Ihren Lebensstandard im Alter absichern oder
sogar einen vorgezogenen Ruhestand finanzieren – das Beste: Der Staat finanziert je nach Einkommen rund
die Hälfte aller Beiträge mit und auch der Arbeitgeber gibt einen Zuschuss dazu.

Vorteile der betrieblichen Altersversorgung im Überblick:

Sicher:
✓	 Rente lebenslang garantiert
✓	 �Bei Bezug von Bürgergeld keine Anrechnung der 

bAV-Leistungen in der Anwartschaft
✓	 Schutz bei Insolvenz des Arbeitgebers
✓	 Finanzstark und solide

Effizient:
✓	 Steuer- und sozialversicherungsfreie Beiträge
✓	 Zuschuss vom Arbeitgeber
✓	 Viel Vorsorge für wenig Nettoaufwand
✓	� Verlagerung der Besteuerung ins Rentenalter zu meist 

geringeren Steuersätzen

Flexibel:
✓	� Lebenslange Rente, Kapitalabfindung oder 

Kombination aus beidem
✓	� Bei Ausscheiden aus der Firma: Private Fortführung 

oder Übertragung auf neuen Arbeitgeber möglich 

Abschluss einer Direktversicherung
	Rentenversicherung mit Anlageoption in Fonds  

	 Genius Vorsorge
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Württembergische Lebensversicherung AG

   Antragsteller (Versicherungsnehmer = Firma)   Zu versichernde Person (Arbeitnehmer)

Vorname, Nachname

Geburtsdatum Geburtsort Staatsangehörigkeit

Straße, Hausnummer

Länderkennzeichen Postleitzahl, Ort

Derzeitige Tätigkeit Beruf (Ausbildung)

Firma inklusive Rechtsform

E-Mail

Ansprechpartner/Telefon

Straße, Hausnummer

Länderkennzeichen

D-
Postleitzahl, Ort

Bitte senden Sie den vollständig eingescannten Antrag an folgende Mailadresse: bAV-Antrag@wuerttembergische.de

Kunden-Nr.
–                    –

Modell
  R

Agentur-Nr.
–                    –

Mitwirkung
–                    –

Anteil Mitw.
%

Abweichende Abschluss-Agentur
–                    –

Vergt.

  Frau      Herr

  �Persönliche Steueridentifikations-Nr. der versicherten Person  
in Deutschland

 � Tarifzusatz 
(Erläuterungen siehe am Ende des 
Dokumentes bei Tarifzusätzen)

  Tarifdaten und Beitrag

 � Tarifdaten laut 
beigefügtem Vorschlag

Mischfinanzierung (Erläuterungen siehe „Erklärungen und Hinweise“): Wird ein Beitrag aus Entgeltumwandlung  1   mit einem Beitrag aus Arbeitgeberfinanzie-
rung  2   kombiniert, wird ein Versicherungsvertrag ausgefertigt.

 � Beitrag 
Bei Mischfinanzierung sind beide 
Beitragsfelder auszufüllen.

    *� Erläuterungen siehe 
„Erklärungen und Hinweise“   Konstanter Gesamtbeitrag nicht gewünscht.

Gesamtbeitrag bleibt nach Ablauf der BU / SZ konstant.

 � Zuzahlung nach § 100 EStG 
  �  Arbeitgeberfinanzierte Zuzahlungen erfolgen im Rahmen des § 100 EStG. Die Beitragszahlung erfolgt im Rahmen 

des § 3 Nr. 63 EStG.  

 � Vereinbarter Gesamtbeitrag aus Entgeltum-
wandlung  1  
ggf. einschließlich Arbeitgeber-Zuschuss aus 
Sozialversicherungsersparnis*  
unwiderrufliches Bezugsrecht ab Beginn

 � Vereinbarter Gesamtbeitrag aus Arbeitgeber-Beitrag  2  
Unwiderrufliches Bezugsrecht

  ab gesetzlicher Unverfallbarkeit oder
    ab Beginn

monatlich
EUR

monatlich
EUR

Beginn der Versicherung

01
Eintrittsalter Dauer der Beitragszahlung

Jahre
Monate

Dauer bis zum vorgemerkten 
Rentenbeginn Jahre

Monate

 � Zuzahlung bei Vertragsabschluss 
Bei Mischfinanzierung sind beide  
Beitragsfelder auszufüllen.

    *� Erläuterungen siehe 
„Erklärungen und Hinweise“

 � Zuzahlung aus Entgeltumwandlung 1    
ggf. einschließlich Arbeitgeber-Zuschuss aus 
Sozialversicherungsersparnis* 

 � Zuzahlung aus Arbeitgeber-Beitrag 2    

X   Ja, wir beantragen die Direktversicherung der Württembergische Lebensversicherung AG.

  P    K

einmalig
EUR

einmalig
EUR

  anteilig im Verhältnis der Beitragsfinanzierung          ausschließlich durch Entgeltumwandlung

  �Planmäßige Erhöhung 
des Beitrages Dynamik gewünscht:      ja      nein

Die Anpassung erfolgt zur ersten Beitragsfälligkeit im Kalenderjahr. Die jährliche Anpassung des Beitrags erfolgt im 
gleichen Verhältnis wie die Steigerung der Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung, min-
destens jedoch um 5 % des Vorjahresbeitrages. Erläuterungen siehe Versicherungsbedingungen.

Bei Mischfinanzierung wird diese wie folgt finanziert:

Ein ggf. gewünschter Stufenplan ist über die Angebotsprogramme zu beantragen.
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 � Garantierte 
monatliche Mindestrente EUR

 � Kapitalwahlrecht ausgeschlossen

 � Garantie-Guthaben 
(Erläuterungen siehe  
Versicherungsbedingungen) EUR

 � Garantierte Leistung im Todesfall 
(Erläuterungen siehe 
Versicherungsbedingungen)

Bis zum vorgemerkten 
Rentenbeginn: Gesamt-Guthaben

Ab vorgemerkten  
Rentenbeginn:

10 Jahre 
Rentengarantiezeit

oder Jahre Renten- 
garantiezeit

 � Garantieformen Tariflinie:

 � Klassik (100 % Mindestanlage im Sicherungsguthaben) (gegebenenfalls keine 100 % der Beitragssumme der 
Hauptversicherung)

 � Garantie 90	 (90 % Beitragsgarantie und 40 % Mindestanlage im Sicherungsguthaben)
 � Garantie 80	 (80 % Beitragsgarantie)
 � Garantie 70	 (70 % Beitragsgarantie)

 � Garantieplan	 (nicht bei Tariflinie Klassik)

Beitragsgarantie: Zum vorgemerkten Rentenbeginn steht mindestens der gewählte Anteil der gezahlten Beiträge der 
Hauptversicherung für die Bildung einer Rente zur Verfügung [Voraussetzung ist eine durchgehende Zahlung der 
vereinbarten Beiträge]. 
Mindestanlage im Sicherungsguthaben: Prozentsatz der gezahlten Beiträge der Hauptversicherung, den wir min-
destens im Sicherungsguthaben anlegen. Es werden jedoch höchstens die Beiträge abzüglich Kosten und ggf. Ri-
sikobeiträgen angelegt. 
Garantieplan: Stufenweise, von der Fondsentwicklung abhängige Anhebung der Guthabengarantie, siehe auch Ver-
sicherungsbedingungen.

 � Überschussverwendung 
(Hinweise zur Überschussbeteiligung  
siehe Versicherungsbedingungen)

Bis zum vorgemerkten Rentenbeginn:
Anlage im Gesamt-Guthaben  
(nicht bei Tariflinie Klassik)
Anlage im Sicherungsvermögen  
(bei Tariflinie Klassik)

Ab vereinbarten Rentenbeginn:
Steigende Bonusrente 

oder  � Rentenerhöhung

 � Bezugsrecht 
(auch für die im Versicherungsfall 
auszuzahlende Überschussbeteiligung)

Im Erlebensfall:	 Versicherte Person
Im Todesfall:	� Widerrufliches Bezugsrecht im Todesfall an Hinterbliebene gemäß Versicherungsbedingungen 

(siehe „Erklärungen und Hinweise“)
Mit der Benennung eines Lebensgefährten wird versichert, dass folgende Voraussetzung erfüllt ist: Der Lebens-
gefährte lebt mit der versicherten Person in einer häuslichen Gemeinschaft (Anschrift wie bei „Zu versichernde 
Person“). Änderungen werden dem Versicherungsunternehmen unverzüglich in Textform mitgeteilt.
Vorname, Nachname Lebensgefährte Geburtsdatum

Für den Fall, dass keine Hinterbliebene gemäß Versicherungsbedingungen vorhanden sind, wird für die ggf. fällige Todesfall-Leistung 
folgende Person benannt:

Titel, Vorname, Nachname Geburtsdatum

Straße und Hausnummer Postleitzahl, Ort

 � Status der zu 
versichernden Person

  Versicherungszusage wird nicht benötigt.
  Entgeltumwandlungsvereinbarung wird nicht benötigt.

Firmeneintrittsdatum Arbeitnehmer oder  � beherrschender Gesellschafter- 
Geschäftsführer 
(Hinweis: unwiderrufliches 
Bezugsrecht ab Beginn)

  Fondsauswahl 

	 �Best Invest
	� 40 % W&W Quality Select Aktien Welt
	 30 % W&W Global Fonds
	� 30 % W&W Quality Select Aktien Europa

	 �ETF
	� 60 % iShares Core MSCI World UCITS ETF USD (Acc)
	 20 % Xtrackers Euro Stoxx 50 UCITS ETF 1D
	� 20 % iShares Core MSCI EM IMI UCITS ETF USD (Acc)

	 �Globale Sachwerte
	� 50 % W&W SachInvest
	� 30 % JPM Global Dividend A (acc) - EUR
	� 20 % Flossbach von Storch - Multiple 

Opportunities R

	 �Responsible Invest
	� 90 % W&W ESG Strategie Aktien
	� 10 % W&W ESG Strategie Renten

	 �Technische Exzellenz
	� 30 % BNP Easy ECPI Circular Economy Leaders UCITS ETF C
	� 30 % iShares Automation & Robotics UCITS ETF USD Accu
	� 20 % BNP Paribas Disruptive Technology Classic C
	� 20 % Robeco Smart Energy I EUR

Auswahl des Fondsbasket: Bei Entgeltumwandlung der Arbeitnehmer, bei Arbeitgeberfinanzierung der Arbeitgeber 
und bei Mischfinanzierung ist ein einheitliches Fondsbasket des Arbeitgebers und des Arbeitnehmers anzugeben, d.h. 
es gilt die zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber vereinbarte Fondsauswahl. 
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 � Todesfall-Zusatzversicherung

  Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung nach Tarif BU1) (Tarif siehe Tarifbezeichnungen).
  Todesfall-Zusatzversicherung nach Tarif SZ1) (Tarife siehe Tarifbezeichnungen).

 � Beitragsbefreiung 
bei der Berufsunfähigkeits- 
Zusatzversicherung Ablauf der Versicherungsdauer (BU)Tarif BU

2)  �Hier Tarifzusatz eintragen (1+, 1, 2+, 2, 3, 4)

2)

 � Tarife ohne Gesundheitsfragen 
Tarif BU und Tarif SZ mit konstanter 
Todesfall-Leistung

 � Es wird Tarif BU ohne Gesundheitsfragen beantragt.
 � Es wird Tarif SZ mit konstanter Todesfall-Leistung ohne Gesundheitsfragen beantragt.

Nur möglich unter folgenden Voraussetzungen: 
–	� Der Jahresbeitrag darf 8 % der Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung nicht über-

steigen. 
–	� Wartezeit von 3 Jahren ist vereinbart (siehe Erklärungen und Hinweise). 
1)	 �Für den Tarif BU ohne Gesundheitsfragen gilt außerdem:

–	� Tritt die Berufsunfähigkeit der versicherten Person innerhalb der ersten 3 Jahre ein wird keine  
Leistung fällig.

–	� keine weiteren Zusatzversicherungen außer Todesfall-Zusatzversicherung
2)	 �Für die Todesfall-Zusatzversicherung mit konstanter Todesfall-Leistung gilt außerdem:

–	� Bei Tod der versicherten Person innerhalb der ersten 3 Jahre wird bei Tarif SZ nur die Summe der 
gezahlten Beiträge von der Haupt- und Zusatzversicherung (Tarif SZ) zurückerstattet.

–	� maximales Endalter der versicherten Person für die Beitragszahlungsdauer 70 Jahre 
–	 maximale Todesfall-Leistung 120.000 EUR
–	� keine weiteren Zusatzversicherungen außer BU ohne Gesundheitsfragen

 � Fragen zur Tätigkeit
der zu versichernden Person

1. Derzeitige Tätigkeit: Beruf (Ausbildung):

2. Welches ist der Grad der höchsten Ausbildung 
der zu versichernden Person?

 � abgeschlossenes Hochschulstudium (z.B. Bachelor, 
Master, Diplom an DH, FH, Universität)

 � abgeschlossene kaufmännische Berufsausbildung 
(Regelausbildungszeit mindestens 3 Jahre)

 � abgeschlossene Berufsausbildung in der Industrie oder 
im Handwerk

 � abgeschlossene Weiterbildung: Meisterprüfung, 
Technikerausbildung

3. Welchen Anteil hat die Bürotätigkeit bzw. 
aufsichtführende Tätigkeit, bezogen auf die Ge-
samtarbeitszeit der zu versichernden Person?

  unter 25 %		    50 %-74 %
  25 %-49 %		    75 %-100 %

4. Ist die zu versichernde Person Angestellter, 
Beamter, Selbstständiger, Gewerbetreibender 
oder Geschäftsführer mit Leitungsfunktion?
Wenn ja, Anzahl der vollzeitbeschäftigten 
Mitarbeiter, die von der zu
versichernden Person geführt werden?

  ja				      nein

  unter 5			     mindestens 10
  5-9

 � Besondere 
Vereinbarungen/Hinweise

Da wir auf Ihre Angaben angewiesen sind, um das Risiko und den Beitrag angemessen einschätzen zu können, bitten wir Sie, alle Fragen richtig und vollstän-
dig zu beantworten. Falls Sie die gestellten Fragen unrichtig oder unvollständig beantworten, kann dies dazu führen, dass Sie Ihren Versicherungs-
schutz gefährden oder sogar verlieren können. Bei einer Verletzung der vorvertraglichen Anzeigepflicht kann die Württembergische Lebensversiche-
rung AG vom Vertrag zurücktreten, den Vertrag anfechten, den Vertrag kündigen, den Vertrag rückwirkend anpassen oder die Leistung verweigern.
Für eine ausführliche Darstellung der Folgen einer vorvertraglichen Anzeigepflichtverletzung verweisen wir auf die Anlage „Welche Folgen hat eine 
Verletzung Ihrer Pflicht, die erfragten Gefahrumstände anzugeben?“ (direkt im Anschluss an dieses Antragsformular).

 � Bevollmächtigungen des  
Arbeitnehmers Hiermit bevollmächtigen wir (Arbeitgeber) die zu versichernde Person (Arbeitnehmer)

 � zur Entscheidung über die Aufteilung der Kapitalanlage (Tariflinien), d.h. die Aufteilung der Kapitalanlage (Tarifli- 
nien) zu wählen bzw. zukünftig auch zu ändern. Für den Fall, dass ein bedingungsgemäßer Tariflinienwechsel 
durchgeführt wird, wird die daraus resultierende Anpassung der arbeitsrechtlichen Zusage durch den Nachtrag 
zum Versicherungsschein dokumentiert.

 � das vorhandene Guthaben in den freien Fonds in einen anderen Fonds zu übertragen (Shiften), die ausgewählten 
Fonds zu ändern (Switchen) oder die Guthabengarantie auf einen bestimmten Betrag zu erhöhen (FixPlus) ent-
sprechend der tariflichen Möglichkeiten.

(Erläuterungen siehe Versicherungsbedingungen und unter „Erklärungen und Hinweise“).
Die Bevollmächtigung kann jederzeit gegenüber der Württembergische Lebensversicherung AG widerrufen werden.

1) � Der Gesamtbeitrag des Vertrages - bei Mischfinanzierung: die Summe der Gesamtbeiträge aus der Entgeltumwandlung und der Arbeitgeberfinanzierung - darf jährlich 8% der Beitrags
bemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung nicht übersteigen. Anrechnung ggf. bereits bestehender bAV-Verträge nach Tarifen ohne Gesundheitsfragen. 

	 �Tarif SZ
Garantierte Leistung im Todesfall (Erläuterungen siehe Versicherungsbedingungen)

	 �Beitragsrückgewähr	 oder		 	 �konstante Todesfall-Leistung in Höhe von EUR 
									�         (60% bis 100% der Beitragssumme der Hauptversicherung, hierbei sind die 

untenstehenden Voraussetzungen und Grenzen zu beachten
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 � ��Einwilligung in die Erhebung und Verwendung von Gesundheitsdaten und Schweigepflichtentbindungserklärung
(gilt für die zu versichernde Person)
Die Einwilligungs- und Schweigepflichtentbindungserklärungen wurden auf Grundlage der Abstimmung des Gesamtverbandes der Deutschen Versicherungs-
wirtschaft e. V. (GDV) mit den Datenschutzaufsichtsbehörden erstellt.

Zu versichernde Person: Titel, Vorname, Nachname Geburtsdatum Ort, Antragsdatum

Die Regelungen des Versicherungsvertragsgesetzes, des Bundesdatenschutz-
gesetzes sowie anderer Datenschutzvorschriften enthalten keine ausreichen-
den Rechtsgrundlagen für die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Ge-
sundheitsdaten durch Versicherungen. Um Ihre Gesundheitsdaten für diesen 
Antrag und den Vertrag erheben und verwenden zu dürfen, benötigen wir, die 
Württembergische Lebensversicherung AG, daher Ihre datenschutzrechtli-
che(n) Einwilligung(en). Darüber hinaus benötigen wir Ihre Schweigepflicht- 
entbindungen, um Ihre Gesundheitsdaten bei schweigepflichtigen Stellen, wie 
z. B. Ärzten, erheben zu dürfen. Als Unternehmen der Lebensversicherung 
benötigen wir Ihre Schweigepflichtentbindung ferner, um Ihre Gesundheitsda-
ten oder weitere nach § 203 Strafgesetzbuch (StGB) geschützte Daten, wie z. 
B. die Tatsache, dass ein Vertrag mit Ihnen besteht, an andere Stellen, z. B. 
IT-Dienstleister weiterleiten zu dürfen.
Es steht Ihnen frei, die Einwilligung/Schweigepflichtentbindung nicht abzuge-
ben oder jederzeit später mit Wirkung für die Zukunft unter der unten (3.2.) 
angegebenen Adresse zu widerrufen. Wir weisen jedoch darauf hin, dass ohne 
Verarbeitung von Gesundheitsdaten der Abschluss oder die Durchführung des 
Versicherungsvertrages in der Regel nicht möglich sein wird.  
Die Erklärungen betreffen den Umgang mit Ihren Gesundheitsdaten und sons-
tigen nach § 203 StGB geschützten Daten
  durch uns selbst (unter 1.),
  im Zusammenhang mit der Abfrage bei Dritten (unter 2.),
 � bei der Weitergabe an Stellen außerhalb der Württembergische Lebensver-
sicherung AG (unter 3.) und

  wenn der Vertrag nicht zustande kommt (unter 4.).
Die Erklärungen gelten für die von Ihnen gesetzlich vertretenen Personen wie 
Ihre Kinder, soweit diese die Tragweite dieser Einwilligung nicht erkennen und 
daher keine eigenen Erklärungen abgeben können.

1.	 �  Erhebung, Speicherung und Nutzung der von Ihnen mitgeteilten Ge-
sundheitsdaten durch die Württembergische Lebensversicherung 
AG 

Ich willige ein, dass die Württembergische Lebensversicherung AG die von 
mir in diesem Antrag und künftig mitgeteilten Gesundheitsdaten erhebt, 
speichert und nutzt, soweit dies zur Antragsprüfung sowie zur Begründung, 
Durchführung oder Beendigung dieses Versicherungsvertrages erforderlich 
ist.

2.	 �  Abfrage von Gesundheitsdaten bei Dritten
2.1.	 � Abfrage von Gesundheitsdaten bei Dritten zur

Risikobeurteilung und zur Prüfung der Leistungspflicht
Für die Beurteilung der zu versichernden Risiken kann es notwendig sein, In-
formationen von Stellen abzufragen, die über Ihre Gesundheitsdaten verfügen. 
Außerdem kann es zur Prüfung der Leistungspflicht erforderlich sein, dass wir 
die Angaben über Ihre gesundheitlichen Verhältnisse prüfen müssen, die Sie zur 
Begründung von Ansprüchen gemacht haben oder die sich aus eingereichten 
Unterlagen (z. B. Rechnungen, Verordnungen, Gutachten) oder Mitteilungen z. 
B. eines Arztes oder sonstigen Angehörigen eines Heilberufs ergeben.
Diese Überprüfung erfolgt nur, soweit es erforderlich ist. Wir benötigen hierfür 
Ihre Einwilligung einschließlich einer Schweigepflichtentbindung für uns sowie 
für diese Stellen, falls im Rahmen dieser Abfragen Gesundheitsdaten oder wei-
tere nach § 203 StGB geschützte Informationen weitergegeben werden müssen.  
Sie können diese Erklärungen bereits hier (I) oder später im Einzelfall (II) ertei-
len. Sie können Ihre Entscheidung jederzeit ändern. Bitte entscheiden Sie sich 
für eine der beiden nachfolgenden Möglichkeiten:

Ich bin darüber hinaus damit einverstanden, dass in diesem Zusammen-
hang – soweit erforderlich – meine Gesundheitsdaten durch die Württem-
bergische Lebensversicherung AG an diese Stellen weitergegeben werden 
und befreie auch insoweit die für die Württembergische Lebensversiche-
rung AG tätigen Personen von ihrer Schweigepflicht.
Ich werde vor jeder Datenerhebung nach den vorstehenden Absätzen 
unterrichtet, von wem und zu welchem Zweck die Daten erhoben werden 
sollen, und ich werde darauf hingewiesen, dass ich widersprechen und die 
erforderlichen Unterlagen selbst beibringen kann.

Möglichkeit II:
 � Ich wünsche, dass mich die Württembergische Lebensversicherung AG 
in jedem Einzelfall informiert, von welchen Personen oder Einrichtungen 
zu welchem Zweck eine Auskunft benötigt wird. Ich werde dann jeweils 
entscheiden, ob ich 

 � in die Erhebung und Verwendung meiner Gesundheitsdaten durch 
die Württembergische Lebensversicherung AG einwillige, die genann-
ten Personen oder Einrichtungen sowie deren Mitarbeiter von ihrer 
Schweigepflicht entbinde und in die Übermittlung meiner Gesundheits-
daten an die Württembergische Lebensversicherung AG einwillige

 � oder die erforderlichen Unterlagen selbst beibringe.

Mir ist bekannt, dass dies zu einer Verzögerung der Antragsbearbeitung 
oder der Prüfung der Leistungspflicht führen kann.

Soweit sich die vorstehenden Erklärungen auf meine Angaben bei Antrag-
stellung beziehen, gelten sie für einen Zeitraum von fünf Jahren nach Ver-
tragsschluss. Ergeben sich nach Vertragsschluss für die Württembergische 
Lebensversicherung AG  konkrete Anhaltspunkte dafür, dass bei der Antrag-
stellung vorsätzlich unrichtige oder unvollständige Angaben gemacht wurden 
und damit die Risikobeurteilung beeinflusst wurde, gelten die Erklärungen 
bis zu zehn Jahre nach Vertragsschluss.

2.2.	 � Erklärungen für den Fall Ihres Todes
Zur Prüfung der Leistungspflicht kann es auch nach Ihrem Tod erforderlich 
sein, gesundheitliche Angaben zu prüfen. Eine Prüfung kann auch erforder-
lich sein, wenn sich bis zu zehn Jahre nach Vertragsschluss für uns konkre-
te Anhaltspunkte dafür ergeben, dass bei der Antragstellung unrichtige oder 
unvollständige Angaben gemacht wurden und damit die Risikobeurteilung 
beeinflusst wurde. Auch dafür bedürfen wir einer Einwilligung und Schweige-
pflichtentbindung.

 � Für den Fall meines Todes willige ich in die Erhebung meiner Gesund-
heitsdaten bei Dritten zur Leistungsprüfung bzw. einer erforderlichen er-
neuten Antragsprüfung ein wie im ersten Ankreuzfeld beschrieben (siehe 
2.1. – Möglichkeit I).

Möglichkeit I:
 � Ich willige ein, dass die Württembergische Lebensversicherung AG  – 
soweit es für die Risikobeurteilung oder für die Leistungsfallprüfung 
erforderlich ist – meine Gesundheitsdaten bei Ärzten, Pflegepersonen 
oder sonstigen Angehörigen eines Heilberufs sowie bei Bediensteten 
von Krankenhäusern, sonstigen Krankenanstalten, Pflegeheimen, Per-
sonenversicherern, gesetzlichen Krankenkassen, Berufsgenossenschaf-
ten und Behörden erhebt und für diese Zwecke verwendet.
Ich befreie die genannten Personen und Mitarbeiter der genannten 
Einrichtungen von ihrer Schweigepflicht, soweit meine zulässigerweise 
gespeicherten Gesundheitsdaten aus Untersuchungen, Beratungen, 
Behandlungen sowie Versicherungsanträgen und -verträgen aus einem 
Zeitraum von bis zu zehn Jahren vor Antragstellung an die Württember-
gische Lebensversicherung AG  übermittelt werden.

3.	 �  Weitergabe Ihrer Gesundheitsdaten und weiterer nach § 203 StGB 
geschützter Daten an Stellen außerhalb der Württembergische Le-
bensversicherung AG 

Wir verpflichten die nachfolgenden Stellen vertraglich auf die Einhaltung der 
Vorschriften über den Datenschutz und die Datensicherheit.

3.1.	 � Datenweitergabe zur medizinischen Begutachtung
Für die Beurteilung der zu versichernden Risiken und zur Prüfung der Leis-
tungspflicht kann es notwendig sein, medizinische Gutachter einzuschalten. 
Wir benötigen Ihre Einwilligung und Schweigepflichtentbindung, wenn in die-
sem Zusammenhang Ihre Gesundheitsdaten und weitere nach § 203 StGB 
geschützte Daten übermittelt werden. Sie werden über die jeweilige Daten-
übermittlung unterrichtet.

Ich willige ein, dass die Württembergische Lebensversicherung AG meine 
Gesundheitsdaten an medizinische Gutachter übermittelt, soweit dies im 
Rahmen der Risikoprüfung oder der Prüfung der Leistungspflicht erforderlich 
ist und meine Gesundheitsdaten dort zweckentsprechend verwendet und 
die Ergebnisse an die Württembergische Lebensversicherung AG zurück 
übermittelt werden. Im Hinblick auf meine Gesundheitsdaten und weitere 
nach § 203 StGB geschützte Daten entbinde ich die für die Württembergi-
sche Lebensversicherung AG tätigen Personen und die Gutachter von ihrer 
Schweigepflicht.
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3.2.	 � Übertragung von Aufgaben auf andere Stellen
(Unternehmen oder Personen) 

Wir führen bestimmte Aufgaben, wie zum Beispiel die Risikoprüfung, die Leis-
tungsfallbearbeitung oder die telefonische Kundenbetreuung, bei denen es zu 
einer Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung Ihrer Gesundheitsdaten kommen 
kann, nicht selbst durch, sondern übertragen die Erledigung einer anderen Ge-
sellschaft der Wüstenrot & Württembergische Gruppe oder einer anderen Stelle. 
Werden hierbei Ihre nach § 203 StGB geschützten Daten weitergegeben, benö-
tigen wir Ihre Schweigepflichtentbindung für uns und soweit erforderlich für die 
anderen Stellen.
Wir führen eine fortlaufend aktualisierte Liste über die Stellen und Kategorien 
von Stellen, die vereinbarungsgemäß Gesundheitsdaten für uns erheben, verar-
beiten oder nutzen unter Angabe der übertragenen Aufgaben. 
Die zurzeit gültige Liste für die Württembergische Lebensversicherung AG fin-
den Sie unter der Rubrik „Erklärungen und Hinweise“.
Eine aktuelle Liste kann auch im Internet unter
www.wuerttembergische.de/dienstleister bei Eingabe des Produktcodes 
„LV79589“ eingesehen oder angefordert werden bei Württembergische 
Lebensversicherung AG, W&W-Platz 1, 70806 Kornwestheim, Telefon: 
0711/662-0, E-Mail: kundenservice@wuerttembergische.de.
Für die Weitergabe Ihrer Gesundheitsdaten an und die Verwendung durch die in 
der Liste genannten Stellen benötigen wir Ihre Einwilligung.

Ich willige ein, dass meine Gesundheitsdaten – soweit erforderlich – an 
Rückversicherungen übermittelt und dort zu den genannten Zwecken ver-
wendet werden. Soweit erforderlich, entbinde ich die für die Württember-
gische Lebensversicherung AG tätigen Personen im Hinblick auf die Ge-
sundheitsdaten und weitere nach § 203 StGB geschützte Daten von ihrer 
Schweigepflicht.

Ich willige ein, dass die Württembergische Lebensversicherung AG meine 
Gesundheitsdaten an die in der oben erwähnten Liste genannten Stellen 
übermittelt und dass die Gesundheitsdaten dort für die angeführten Zwecke 
im gleichen Umfang erhoben, verarbeitet und genutzt werden, wie die Würt-
tembergische Lebensversicherung AG dies tun dürfte. Soweit erforderlich, 
entbinde ich die Mitarbeiter der Wüstenrot & Württembergische Gruppe und 
sonstiger Stellen im Hinblick auf die Weitergabe von Gesundheitsdaten und 
anderer nach § 203 StGB geschützter Daten von ihrer Schweigepflicht.

3.3. Datenweitergabe an Rückversicherungen
Um die Erfüllung Ihrer Ansprüche abzusichern, können wir Rückversicherun-
gen einschalten, die das Risiko ganz oder teilweise übernehmen. In einigen 
Fällen bedienen sich die Rückversicherungen dafür weiterer Rückversiche-
rungen, denen sie ebenfalls Ihre Daten übergeben. Damit sich die Rückversi-
cherung ein eigenes Bild über das Risiko oder den Versicherungsfall machen 
kann, ist es möglich, dass wir Ihren Versicherungsantrag oder Leistungsantrag 
der Rückversicherung vorlegen. Das ist insbesondere dann der Fall, wenn die 
Versicherungssumme besonders hoch ist oder es sich um ein schwierig einzu-
stufendes Risiko handelt.
Darüber hinaus ist es möglich, dass die Rückversicherung uns aufgrund ihrer 
besonderen Sachkunde bei der Risiko- oder Leistungsprüfung sowie bei der 
Bewertung von Verfahrensabläufen unterstützt. Haben Rückversicherungen 
die Absicherung des Risikos übernommen, können sie kontrollieren, ob wir 
das Risiko bzw. einen Leistungsfall richtig eingeschätzt haben.
Außerdem werden Daten über Ihre bestehenden Verträge und Anträge im erfor-
derlichen Umfang an Rückversicherungen weitergegeben, damit diese überprü-
fen können, ob und in welcher Höhe sie sich an dem Risiko beteiligen können.

3.4.	 � Datenweitergabe an selbstständige Vermittler 
Wir geben grundsätzlich keine Angaben zu Ihrer Gesundheit an selbstständige 
Vermittler weiter. Es kann aber in den folgenden Fällen dazu kommen, dass 
Daten, die Rückschlüsse auf Ihre Gesundheit zulassen, oder gemäß § 203 
StGB geschützte Informationen über Ihren Vertrag Versicherungsvermittlern 
zur Kenntnis gegeben werden.
Soweit es zu vertragsbezogenen Beratungszwecken erforderlich ist, kann der 
Sie betreuende Vermittler Informationen darüber erhalten, ob und ggf. unter 
welchen Voraussetzungen (z. B. Annahme mit Risikozuschlag, Ausschlüsse 
bestimmter Risiken) Ihr Vertrag angenommen werden kann. Der Vermittler, der 
Ihren Vertrag vermittelt hat, erfährt, dass und mit welchem Inhalt der Vertrag 
abgeschlossen wurde. Dabei erfährt er auch, ob Risikozuschläge oder Aus-
schlüsse bestimmter Risiken vereinbart wurden.
Bei einem Wechsel des Sie betreuenden Vermittlers auf einen anderen Ver-
mittler kann es zur Übermittlung der Vertragsdaten mit den Informationen über 
bestehende Risikozuschläge und Ausschlüsse bestimmter Risiken an den 
neuen Vermittler kommen. Sie werden bei einem Wechsel des Sie betreuen-
den Vermittlers auf einen anderen Vermittler vor der Weitergabe von Gesund-
heitsdaten informiert sowie auf Ihre Widerspruchsmöglichkeit hingewiesen.

4.	 �  Speicherung und Verwendung Ihrer Gesundheitsdaten wenn der 
Vertrag nicht zustande kommt

Kommt der Vertrag mit Ihnen nicht zustande, speichern wir Ihre im Rahmen 
der Risikoprüfung erhobenen Gesundheitsdaten für den Fall, dass Sie erneut 
Versicherungsschutz beantragen. Wir speichern Ihre Daten auch, um mögliche 
Anfragen weiterer Versicherungen beantworten zu können. Ihre Daten werden 
bei uns bis zum Ende des dritten Kalenderjahres nach dem Jahr der Antrag-
stellung gespeichert.

Ich willige ein, dass die Württembergische Lebensversicherung AG meine 
Gesundheitsdaten – wenn der Vertrag nicht zustande kommt – für einen Zeit-
raum von 3 Jahren ab dem Ende des Kalenderjahres der Antragstellung zu 
den oben genannten Zwecken speichert und nutzt.

Ich willige ein, dass die Württembergische Lebensversicherung AG meine 
Gesundheitsdaten und sonstigen nach § 203 StGB geschützten Daten in den 
oben genannten Fällen – soweit erforderlich – an den für mich zuständigen 
selbstständigen Versicherungsvermittler übermittelt und diese dort erhoben, 
gespeichert und zu Beratungszwecken genutzt werden dürfen.

 � �Empfangsbestätigung für 
erhaltene Unterlagen

Wichtig!

 � Wichtig für den Antragsteller Bevor Sie als Antragsteller (Versicherungsnehmer) diesen Antrag unterschreiben, lesen Sie bitte auf den letz-
ten Seiten des Dokumentes den Hinweis auf die Folgen einer Verletzung der vorvertraglichen Anzeigepflicht 
in der Anlage am Ende des Antragsformulares, die Schlusserklärungen des Antragstellers und der zu versi-
chernden Person und die wichtigen Hinweise. Die Schlusserklärungen sind wichtiger Bestandteil des Vertra-
ges. Sie sind mit Ihrer Unterschrift Inhalt dieses Antrags.
Beachten Sie bitte den Wichtigen Hinweis bei bestehenden Verträgen im W&W Konzern bei Abschluss eines 
Tarifs „bekannte Gesundheitsfragen“ unter dem Abschnitt „Erklärungen und Hinweise“, wenn Sie einen sol-
chen Tarif beantragt haben. Der Inhalt dieses Antrags wurde vollständig zur Kenntnis genommen. Die Richtig-
keit und Vollständigkeit der Angaben wird hiermit versichert. 
Nebenabreden bedürfen der Schriftform und sind ausschließlich in den Antrag aufzunehmen.

Mit meiner Unterschrift bestätige ich, dass ich die vorvertraglichen Dokumente vor Abgabe meiner Vertragserklärung 
in Textform erhalten habe.
Diese umfassen:
  Antragsformular				     Persönlicher Vorschlag/Vorschlag mit	   Versicherungsbedingungen
  Information gemäß § 7 VVG	      unverbindlicher Beispielrechnung			     Steuerliche Informationen

																	                   Datenschutzhinweise
Falls Unterlagen in elektronischer Weise (z.B. durch CD, E-Mail) zugingen, bitte ankreuzen:

  Die Unterlagen habe ich in Textform auf elektronischem Weg erhalten. Hiermit bin ich einverstanden.
Ort, Datum Unterschrift des Antragstellers (Versicherungsnehmer)

mit Firmenstempel

 � Beitragszahlung Abweichend von § 33 Abs. 1 VVG in Verbindung mit § 152 Abs. 3 VVG ist der erste Versicherungsbeitrag bereits unver-
züglich nach Abschluss des Vertrages zu zahlen, jedoch nicht vor dem mit Ihnen vereinbarten, im Versicherungsschein 
angegebenen Versicherungsbeginn.

Zur Abrechnung von Prämienzahlungen und Leistungsfällen können Daten 
über Ihre bestehenden Verträge an Rückversicherungen weitergegeben wer-
den. Zu den oben genannten Zwecken werden möglichst anonymisierte bzw. 
pseudonymisierte Daten, jedoch auch personenbezogene Gesundheitsanga-
ben verwendet. Ihre personenbezogenen Daten werden von den Rückversi-
cherungen nur zu den vorgenannten Zwecken verwendet. Über die Übermitt-
lung Ihrer Gesundheitsdaten an Rückversicherungen werden Sie durch uns 
unterrichtet.
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  SEPA-Lastschriftmandat
Wir ermächtigen die Württembergi-
sche Versicherung AG, Zahlungen von 
unserem Konto mittels Lastschrift ein-
zuziehen. Zugleich weisen wir unser  
Kreditinstitut an, die von der Württem-
bergische Versicherung AG von unse-
rem Konto gezogenen Lastschriften 
einzulösen. 
Hinweis: Wir können innerhalb von  
8 Wochen, beginnend mit dem Belas-
tungsdatum, die Rückerstattung des 
belasteten Betrages verlangen. Es 
gelten dabei die mit unserem Kredi-
tinstitut vereinbarten Bedingungen. 
Wir wissen, dass durch diese Rück-
erstattung unser Versicherungsschutz 
gefährdet wird, da der Versicherungs-
beitrag rückwirkend als nicht bezahlt 
gilt. Die Rechtsfolgen entnehmen wir 
den Versicherungsbedingungen unse-
res Vertrages. 
Der Versicherer wird spätestens 
5  Tage vor Einreichung der ersten 
Lastschrift und bei Änderungen über 
den Lastschriftbetrag und Belastungs-
tag informieren. Wir verpflichten uns, 
dem Versicherer stets unsere aktuel-
len Adressdaten mitzuteilen. 
Der Versicherer wird sie an die Würt-
tembergische Versicherung AG wei-
terleiten.

Hiermit willigen wir ein, dass der uns benannte erste oder einmalige Beitrag (Einlösungsbeitrag) und bei einer verein-
barten Zuzahlung bei Vertragsabschluss diese sofort nach Abschluss des Versicherungsvertrages/der Versicherungs-
verträge fällig wird.

 � Ihr Widerrufsrecht Sie haben ein 30-tägiges Widerrufsrecht. Eine Belehrung über das Widerrufsrecht und über die Rechtsfolgen 
des Widerrufs erhalten Sie mit dem Versicherungsschein unter „Ihre Widerrufsbelehrung“.

Württembergische Versicherung AG, Kornwestheim
Gläubiger-Identifikations-Nummer: DE81ZZZ00000052734
Das Lastschriftmandat mit diesem Konto soll verwendet werden

  für diesen Vertrag.
 � für alle meine bestehenden Versicherungsverträge bei der Württembergische Versicherung AG, 
der Württembergische Lebensversicherung AG, der Allgemeine Rentenanstalt Pensionskasse AG und 
der Württembergische Krankenversicherung AG.

Kontoinhaber ist der Antragsteller (Versicherungsnehmer).
Angaben zum Konto
Kreditinstitut (Name) BIC

IBAN
LKZ Prüfz. zusätzlich Auslands-IBAN

Wir erteilen mit unseren Angaben zum SEPA-Lastschriftmandat die obige Ermächtigung zugunsten der Württembergi-
sche Versicherung AG sowie die  Anweisung an unser Kreditinstitut.

Ort, Datum

Unterschrift des Antragstellers (Versicherungsnehmer und Kontoinhaber) bei Firmen zusätzlich Firmenstempel

Unterschrift der zu versichernden Person (diese Unterschrift gilt auch für die Einwilligungs- und Schweigepflichtentbindungserklärung)

Unterschrift des Vermittlers

 � Unterschriften mit voll 
ausgeschriebenen Vor- und 
Nachnamen

Versicherungsnummer

0 5  –                           –

Kollektivnummer

0 1  –                           –
Verwaltungsgruppennummer

0 1  –                           –
Kollektivvereinbarungsnummer

Der Verkauf erfolgt innerhalb des Zielmarktes:		    ja 	    nein
Falls nein: Warum erfolgt der Verkauf nicht innerhalb des Zielmarktes? 

 � �Zielmarkt
Der Zielmarkt wird seitens des 
Versicherungsunternehmens bestimmt 
und definiert die Kundengruppe, für  
die das jeweilige Produkt geeignet ist.  
(durch Vermittler zu beantworten/ 
auszufüllen)
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Erklärungen und Hinweise
Schlusserklärungen des Antragstellers und 
der zu versichernden Personen
Ich stimme zu, dass der Versicherungsschutz auch 
dann mit dem im Versicherungsschein angegebenen 
Tag beginnt, wenn zu diesem Zeitpunkt die Widerrufs-
frist noch nicht abgelaufen ist.

Allgemeine Erläuterungen
Steuerliche Ansässigkeit
Juristische Personen, insbesondere Kapitalgesell-
schaften, sind grundsätzlich dort steuerlich ansässig 
und unbeschränkt körperschaftsteuerpflichtig mit ihren 
gesamten Einkünften, wo sich der Ort der Geschäftslei-
tung oder der Firmensitz befindet. Kapitalgesellschaf-
ten können aber auch beschränkt körperschaftsteuer-
pflichtig sein mit ihren inländischen Einkünften, wenn 
weder die Geschäftsleitung noch der Firmensitz der 
Gesellschaft im Inland ist. 
Die steuerliche Ansässigkeit ist bei Kapitalgesellschaf-
ten von Bedeutung, wenn diese Gesellschaft eine 
betriebliche Lebensversicherung, insbesondere Rück-
deckungsversicherungen, im Betriebsvermögen bilan-
ziert. Gleiches gilt für Direktversicherungen, wenn dem 
versicherten Arbeitnehmer nicht die Ansprüche aus der 
Versicherung in voller Höhe zustehen. 

Wichtige Hinweise 
Die für den jeweiligen Tarif maßgebenden Versiche-
rungsbedingungen werden Bestandteil des Versiche-
rungsvertrages.
Information zur Beurteilung des wirtschaftlichen In-
teresses/Klärung von widersprüchlichen Angaben 
Die Württembergische Lebensversicherung AG be-
auftragt die Firmen Info Partner KG, Bahnhofplatz 18, 
82110 Germering und Creditreform, Kriegsstraße 236–
240, 76135 Karlsruhe mit der Sachverhaltsermittlung 
sowie der Prüfung der Angemessenheit des Versiche-
rungsschutzes im Zusammenhang mit der Antragstel-
lung und Vertragserfüllung, sofern dies aufgrund der 
Höhe der beantragten Versicherungssumme oder zur 
Klärung von widersprüchlichen Angaben im Leistungs-
fall erforderlich ist.
Wartezeit
Bei Vereinbarung von Tarif BU ohne Gesundheitsfragen 
wird bei Berufsunfähigkeit der zu versichernden Person 
innerhalb der ersten 3 Jahre keine Leistung fällig.
Bei Tod der versicherten Person innerhalb der ersten 
3 Jahre wird bei Tarif SZ nur die Summe der gezahlten 
Beiträge von der Haupt- und der Todesfall-Zusatzversi-
cherung (Tarif SZ) zurückerstattet.
Ausnahmen und weitere Details: siehe Versicherungs-
bedingungen.

Unterschrift der zu versichernden Person  
Für die Direktversicherung ist nach § 150 Absatz 2 Ver-
sicherungsvertragsgesetz (VVG) zur Wirksamkeit des 
Vertrages die schriftliche Einwilligung der zu versichern-
den Person nicht erforderlich.  Bei der Beantragung fol-
gender Tarife ist die Unterschrift der zu versichernden 
Person erforderlich:
	� Bei Einschluss einer Todesfall-Zusatzversiche-

rung mit konstanter Todesfall-Leistung nach Tarif 
SZ, sofern die Bedingungen für den Verzicht auf 
die Beantragung der Gesundheitsfragen nicht er-
füllt sind. Bei Einschluss der Tarife BU ist die Un-
terschrift erforderlich. 

Arbeitgeber-Zuschuss
Der Arbeitgeber-Zuschuss ist Teil des Beitrages aus 
Entgeltumwandlung. Ein Arbeitgeber-Zuschuss liegt 
vor, wenn der Arbeitgeber einen von der Entgeltum-
wandlung abhängigen Zuschuss leistet und für diesen 
ein unwiderrufliches Bezugsrecht ab Beginn einräumt. 
Er enthält den gesetzlichen oder gegebenenfalls den 
tarifvertraglichen Zuschuss. 

Mischfinanzierung
Eine Mischfinanzierung liegt vor, wenn neben dem Bei-
trag aus Entgeltumwandlung ein  arbeitgeberfinanzier-
ter Beitrag geleistet wird. Es kann ein unwiderrufliches 
Bezugsrecht ab gesetzlicher Unverfallbarkeit oder ab 
Beginn eingeräumt werden.  
Es wird nur ein Versicherungsvertrag mit beiden Finan-
zierungsarten ausgefertigt. 

Hinterbliebene bei einer Direktversicherung
Hinterbliebene im Sinne der Versicherungsbedingun-
gen sind:
-	� der überlebende Ehegatte, mit dem die versicher-

te Person zum Zeitpunkt ihres Todes verheiratet 
war,

-	� bzw. der überlebende eingetragene Lebenspart-
ner, mit dem die versicherte Person zum Zeitpunkt 
ihres Todes in einer eingetragenen Lebenspart-
nerschaft lebte,

-	� bzw. der überlebende Lebensgefährte der ver-
sicherten Person, mit dem diese zum Zeitpunkt 
ihres Todes in einer häuslichen Gemeinschaft 
gelebt hat, und den diese dem Versicherer vor 
Eintritt des Versicherungsfalles namentlich mit An-
schrift und Geburtsdatum genannt hat,

-	� überlebende Kinder im Sinne des § 32 Abs. 3, 4 
Satz 1 Nr. 1 bis 3 und Abs. 5 EStG.

Sind solche Hinterbliebene nicht vorhanden, so wird 
eine ggf. fällige Todesfall-Leistung auf höchstens 
8.000 EUR einmalig pro versicherte Person begrenzt.  
Kapitalleistungen aus der Hauptversicherung für den 
Todesfall der versicherten Person werden grundsätz-
lich in eine Rente umgerechnet und als solche nur an 
Hinterbliebene gemäß Versicherungsbedingungen 
erbracht. Die Hinterbliebenen haben die Möglichkeit, 
anstelle dieser Rente eine Einmalkapitalauszahlung 
zu wählen. 

Bevollmächtigung des Arbeitnehmers
Dem Versicherungsnehmer steht das Wahlrecht über 
die Aufteilung der Kapitalanlage (Tariflinien), das Recht 
das Guthaben aus den freien Fonds in einen anderen 
Fonds zu übertragen (Shiften), einen anderen Fonds 
zu wählen (Switchen) oder die Guthabengarantie auf 
einen bestimmten Betrag zu erhöhen (FixPlus), soweit 
dies tariflich zulässig ist, zu. Im Fall der Entgeltum-
wandlung empfehlen wir, die Entscheidung mit dem 
Arbeitnehmer abzustimmen. Der Versicherungsneh-
mer kann den Arbeitnehmer auch bevollmächtigen, 
diese  Entscheidung selbst vorzunehmen. Dies kann 
bereits mit der Antragstellung oder zu einem späteren 
Zeitpunkt  erfolgen; die Bevollmächtigung kann jeder-
zeit widerrufen werden.

Ausscheiden der versicherten Person und Übertra-
gung der Versicherungsnehmer-Eigenschaft 
Eine Übertragung der Versicherungsnehmer-Eigen-
schaft kann nur auf eine versicherte Person erfolgen, 
die ihren Lebensmittelpunkt in einem Land hat, für wel-
ches die Württembergische Lebensversicherung AG 
eine Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb innehat. Ansons-
ten ist aus aufsichtsrechtlichen Gründen ein Versiche-
rungsnehmer-Wechsel auf die versicherte Person nicht 
möglich. Der Arbeitgeber bleibt hier auch bei Durchfüh-
rung des versicherungsvertraglichen Verfahrens Ver-
sicherungsnehmer. Dies gilt auch bei Ausscheiden im 
Versorgungsfall. 
Förderform
Beiträge des Arbeitgebers aus dem ersten Dienstver-
hältnis erfolgen wie folgt jährlich steuerfrei:
	� arbeitgeberfinanzierte Beiträge im Rahmen der 

Fördergrenzen nach § 100 Einkommensteuerge-
setz (EStG)

	� darüber hinaus Beiträge bis zu 8 % der Beitrags-
bemessungsgrenze in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung nach § 3 Nr. 63 EStG. Dieser 
Betrag vermindert sich um die aufgewendeten 
pauschalversteuerten Beiträge nach § 40b EStG 
in der am 31.12.2004 geltenden Fassung. Dieser 
steuerfreie Höchstbetrag wird zunächst durch ar-
beitgeberfinanzierte Beiträge ausgefüllt. Sofern 
der Höchstbetrag dadurch nicht ausgeschöpft ist, 
sind die Finanzierungsanteile des Arbeitnehmers 
zu berücksichtigen.

Wichtiger Hinweis bei bestehenden Verträgen im 
W&W Konzern bei Abschluss eines Tarifs „be-
kannte Gesundheitsfragen“
Bereits bekannte Risiken bei Personenversiche-
rern des W&W-Konzerns werden durch die Würt-
tembergische Lebensversicherung AG entspre-
chend geprüft und können zu einer Einschränkung/ 
Ablehnung des Versicherungsschutzes bzw. einem 
erhöhten Beitrag führen. Die Württembergische 
Lebensversicherung AG behält sich das Recht vor, 
eine (ggf. erneute) Gesundheitsprüfung durchzu-
führen.
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Tarifbezeichnungen 
(Erläuterungen siehe Versicherungsbedingungen)
Rentenversicherungen mit aufgeschobener 
Rentenzahlung 
	 Tarif ARH (Direktversicherung Genius)

Zusatzversicherungen
Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung
	 Tarif BU

Todesfall-Zusatzversicherung
	 Tarif SZ

Tarifzusätze
Bei Tarifen mit dem Tarifzusatz „K“ handelt es sich um 
Kollektivtarife, bei dem Tarifzusatz „P“ um Einzeltarife 
innerhalb von Kollektiv (-Rahmen) verträgen bzw. mit 
Bonusvereinbarung. Bei der Berufsunfähigkeits-Zu-
satzversicherung gibt der jeweilige Tarifzusatz die Be-
rufsklasse an (z. B. BU2).
Planmäßige Erhöhung des Beitrages 
Die Beitragserhöhung bewirkt eine Erhöhung der Ver-
sicherungsleistung ohne erneute Gesundheitsprüfung.  
Bei Direktversicherungen mit vereinbarter Dynamik gilt 
Folgendes: Die Erhöhungen erfolgen jährlich zur ers-
ten Beitragsfälligkeit im Kalenderjahr.  Die Erhöhung 
des Beitrages erfolgt im Rahmen des § 3 Nr. 63 EStG 
wie folgt: Bei Verträgen mit einer Beitragszahlung in-
nerhalb von 4 % der Beitragsbemessungsgrenze in 
der allgemeinen Rentenversicherung erfolgt die Er-
höhung des Beitrages maximal bis zu diesem Betrag. 
Bei Verträgen mit einer Beitragszahlung über 4 % der 
Beitragsbemessungsgrenze erfolgt die Erhöhung ma-
ximal bis zu 8 % der Beitragsbemessungsgrenze in der 
allgemeinen Rentenversicherung, ggf. vermindert um 
pauschalversteuerte Beiträge. Im Rahmen von § 100 
EStG ist keine planmäßige Erhöhung möglich. 
Informationen zur Nachhaltigkeit
Sie finden auf unserer Internetseite www.wuerttember-
gische.de/nachhaltigkeit Informationen zur Nachhaltig-
keit.

Liste über datenverarbeitende Stellen der 
Württembergische Lebensversicherung AG
Stellen und Kategorien von Stellen, die vereinba-
rungsgemäß ausschließlich einfache personen
bezogene Daten (z. B. Information, dass ein 
Lebensversicherungsvertrag besteht) für die Württem-
bergische Lebensversicherung AG erheben, verarbei-
ten oder nutzen:
	 Wüstenrot & Württembergische AG
	 Allgemeine Rentenanstalt Pensionskasse AG
	 Württembergische Krankenversicherung AG
	 Württembergische Versicherung AG
	� Württembergische Rechtsschutz  

Schaden-Service-GmbH
	 Württembergische Vertriebspartner GmbH
	 Wüstenrot Bausparkasse AG
	 Wüstenrot Immobilien GmbH
	 W&W Asset Management GmbH
	 W&W Informatik GmbH
	 W&W Service GmbH
	 Altmark Versicherungsmakler GmbH
	 Adam Riese GmbH

	 Übertragene Aufgaben
	� Die Unternehmen der W&W-Gruppe verwenden 

Ihre Daten zur gemeinschaftlichen Führung von 
Datensammlungen, um die Anliegen im Rahmen 
der Antrags-, Vertrags- und Leistungsabwicklung 
schnell, effektiv und kostengünstig bearbeiten zu 
können (z. B. richtige Zuordnung Ihrer Post oder 
Beitragszahlungen). Diese Datensammlungen 
enthalten Daten wie Name, Adresse, Geburts-
datum, Kundennummer, Versicherungsnummer, 
IBAN, BIC, Art der bestehenden Verträge, sons-
tige Kontaktdaten. 

	� Zentrale Zulagenstelle für Altersvermögen (ZfA) 
bei der Deutschen Rentenversicherung Bund 
über den Gesamtverband der Deutschen Versi-
cherungswirtschaft e.V. (GDV)

	 Übertragene Aufgaben
	� Durchführung der gesetzlichen Bestimmungen 

nach dem Einkommensteuergesetz (EStG), wie 
z. B. Entgegennahme und Verarbeitung von Bei-
tragsmeldungen, Zulagenanträgen und Renten-
bezugsmitteilungen

Stellen und Kategorien von Stellen, die vereinba-
rungsgemäß einfache personenbezogene Daten 
(z. B. Information, dass ein Lebensversicherungsver-
trag besteht) und Gesundheitsdaten für die Würt-
tembergische Lebensversicherung AG erheben, ver
arbeiten oder nutzen:
	� Berufskundliche Gutachter 

	 Übertragene Aufgaben
	� Überprüfung und Auswertung der Daten für die 

Frage, ob eine Berufsunfähigkeit besteht 
	 Beauftragte Rechtsanwälte 

	 Übertragene Aufgaben
	� Vertretung im Fall eines Rechtsstreits, rechtliche 

Begutachtung eines Versicherungsfalls 
	� Privatermittler 

	 Übertragene Aufgaben
	� Sachverhaltsermittlung im Zusammenhang mit 

der Vertragserfüllung 
	� Ombudsmann 

	 Übertragene Aufgaben
	 Datenaustausch bei Beschwerden
	� Arbeitgeber als Versicherungsnehmer

	 Übertragene Aufgaben
	� Datenaustausch zur Antrags-, Vertrags- und Leis-

tungsabwicklung bei Versicherungsverträgen im 
Rahmen der betrieblichen Altersversorgung sowie 
zur Information des Versorgten über das Alters-
vorsorgesystem und die daraus resultierenden 
Versicherungsleistungen 

	� Unterstützungskassen 
	 Übertragene Aufgaben
	� Datenaustausch zur Vertrags- und Leistungsab-

wicklung mit der von Ihnen über Ihren Arbeitgeber 
gewählten Unterstützungskasse 

	� Pensions-Sicherungs-Verein (PSVaG) 
	 Übertragene Aufgaben
	� Datenaustausch im Falle einer Unternehmensin-

solvenz bei Versicherungsverträgen im Rahmen 
der betrieblichen Altersversorgung

Württembergische Lebensversicherung AG

Vorstand:
Jacques Wasserfall (Vorsitzender), 
Matthias Bogk, Zeliha Hanning, Jens Wieland
Aufsichtsratsvorsitzender: Jürgen A. Junker
Registergericht: Amtsgericht Stuttgart,
Handelsregister B Nr. 280
Sitz der Gesellschaft: Kornwestheim
Telefon 0711 662-0
Besuchsanschrift:
W&W-Platz 1, 70806 Kornwestheim
Postanschrift: 70801 Kornwestheim
Bankverbindung:
HypoVereinsbank (UniCredit Bank GmbH)
Arabellastraße 12, 81925 München
IBAN: DE50 6602 0286 0002 0003 00
BIC: HYVEDEMM
Internet: http://www.wuerttembergische.de

http://www.wuerttembergische.de/nachhaltigkeit
http://www.wuerttembergische.de/nachhaltigkeit
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Welche Folgen hat eine Verletzung Ihrer Pflicht, die erfragten Gefahrumstände anzugeben?

Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen?

Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ih-
nen bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir in Text-
form gefragt haben, wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen. 
Wenn wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme 
in Textform nach gefahrerheblichen Umständen fragen, sind Sie auch 
insoweit zur Anzeige verpflichtet.

Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche 
Anzeigepflicht verletzt wird?

1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes

Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom Ver-
trag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass weder 
Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vorliegt. 
Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir kein 
Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht 
angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, ge-
schlossen hätten.
Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir 
den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfalles, bleiben wir den-
noch zur Leistung verpflichtet, wenn Sie nachweisen, dass der nicht 
oder nicht richtig angegebene Umstand 
–	� weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles
–	� noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungs-

pflicht
ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die 
Anzeigepflicht arglistig verletzt haben. 
Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrages zu, welcher der 
bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Ver-
tragszeit entspricht. 
Zusätzlich haben Sie Anspruch auf die Auszahlung eines ggf. vor- 
handenen Rückkaufswertes.

2. Kündigung

Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertrag-
liche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig verletzt haben, kön-
nen wir den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat 
kündigen. Wir verzichten auf unser Kündigungsrecht, sofern Sie die 
Anzeigepflicht schuldlos verletzt haben.
Kündigen wir den Versicherungsvertrag, wandelt er sich in eine bei-
tragsfreie Versicherung um, sofern die dafür vereinbarte Mindestver-
sicherungsleistung erreicht wird.
Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag 
auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätten.

3. Vertragsänderung

Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag 
auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, aber zu anderen 
Bedingungen, geschlossen hätten, werden die anderen Bedingungen 
auf unser Verlangen rückwirkend Vertragsbestandteil. Dies kann im 
Einzelfall (z. B. bei rückwirkender Einfügung eines sog. Risikoaus-
schlusses) ebenfalls zu einem Verlust des Versicherungsschutzes 
führen. Die Vertragsänderung kann (auch für bereits eingetretene 
Versicherungsfälle) zum Ausschluss des Versicherungsschutzes und 
damit der Leistungspflicht führen.
Wenn Sie die Anzeigepflicht schuldlos verletzt haben, steht uns das 
Recht zur Vertragsänderung nicht zu.
Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 
10  % oder schließen wir die Gefahrabsicherung für den nicht an-
gezeigten Umstand aus, können Sie den Vertrag innerhalb eines 
Monats nach Zugang unserer Mitteilung über die Vertragsänderung 
fristlos kündigen.
Auf dieses Recht werden wir Sie in unserer Mitteilung hinweisen.

4. Ausübung unserer Rechte

Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur 
Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats schriftlich geltend ma-
chen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verlet-
zung der Anzeigepflicht, die das von uns geltend gemachte Recht be-
gründet, Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung unserer Rechte haben 
wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklärung stützen. 
Zur Begründung können wir nachträglich innerhalb eines Monats wei-
tere Umstände angeben.
Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder 
zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir den nicht angezeigten 
Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten.
Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsände-
rung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss. Dies 
gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten 
sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn Sie die Anzeigepflicht vor-
sätzlich oder arglistig verletzt haben.

5. Stellvertretung durch eine andere Person

Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine andere Per-
son vertreten, so sind bezüglich der Anzeigepflicht, des Rücktritts, der 
Kündigung, der Vertragsänderung und der Ausschlussfrist für die Aus-
übung unserer Rechte die Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertreters 
als auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen. Sie kön-
nen sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob 
fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder Ihrem Stell-
vertreter noch Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

Anlage: �Welche Folgen hat eine Verletzung Ihrer Pflicht, die erfragten 
Gefahrumstände anzugeben?



Vereinbarung zur Umwandlung von Arbeitsentgelt in eine betriebliche 
Altersversorgung nach § 3 Nr. 63 EStG

Zwischen der Firma (Arbeitgeber)

und Herrn / Frau (Arbeitnehmer) wird in Abänderung

des Arbeitsvertrages mit Wirkung vom folgende Vereinbarung getroffen:

Erläuterung zum Arbeitgeber-Zuschuss:
Der gewährte Arbeitgeber-Zuschuss zur Entgeltumwandlung nach Ziffer 1. b. wird auf die jeweils geltenden gesetzlich, 
tarif- oder einzelvertraglich vorgeschriebenen Verpflichtungen für einen Arbeitgeber-Zuschuss angerechnet.
Der gesetzliche oder tarifvertragliche und der freiwillige Arbeitgeber-Zuschuss werden wie Entgeltumwandlung behandelt, d. h. das 
unwiderrufliche Bezugsrecht des Arbeitnehmers bezieht sich auch auf die Leistungen aus dem Arbeitgeber-Zuschuss. Tarifvertrag-
lich kann ein Arbeitgeber-Zuschuss auch ausgeschlossen sein.

1.	� Die nachstehend angekreuzten Entgeltansprüche des Arbeitnehmers werden in einen Anspruch auf Zahlung von Versicherungs-
beiträgen in eine betriebliche Altersversorgung (bAV) umgewandelt. Hinzu kommt der Arbeitgeber-Zuschuss.
a. Entgeltumwandlung

  aus laufenden Bezügen monatlich EUR

  aus vermögenswirksamen Leistungen (VL) monatlich EUR

  der VL-Vertrag soll ab sofort ruhen

  der VL-Vertrag soll (aus dem Nettogehalt) fortgeführt werden

d. Zusätzlicher Arbeitgeber-Beitrag

  in Höhe eines Festbetrags von monatlich EUR

oder

  in Höhe von  %, der Entgeltumwandlung (a.) monatlich EUR

e. Gesamtbeitrag zur bAV (c. + d.) monatlich EUR

c. Beitrag aus Entgeltumwandlung und Arbeitgeber-Zuschuss (a. + b.) monatlich EUR

b. Arbeitgeber-Zuschuss
freiwilliger Zuschuss – enthält den gesetzlichen (15 %) bzw. den tarifvertraglichen Zuschuss

  in Höhe von  %, der Entgeltumwandlung monatlich EUR

 � begrenzt auf einen Entgeltumwandlungsbetrag von 4 % der Beitragsbemessungsgrenze der Gesetzlichen 
Rentenversicherung (BBG GRV)

nur tarifvertraglicher Zuschuss

  nach folgendem Tarifvertrag:

monatlich EUR

f. Erster Beitrag (Einlösungsbeitrag) insgesamt * einmalig EUR

  Entgeltumwandlung (inkl. Arbeitgeber-Zuschuss) einmalig EUR

  Arbeitgeber-Beitrag  einmalig EUR

* Zu befüllen, wenn keine ganzjährige Versicherungsdauern und keine monatliche Zahlungsweise.

g. Zuzahlung zum Vertragsabschluss einmalig EUR

  Entgeltumwandlung (inkl. Arbeitgeber-Zuschuss) einmalig EUR

  Arbeitgeber-Beitrag  einmalig EUR
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7.	 Beiträge aus einem ersten Dienstverhältnis sind gemäß § 3 Nr. 63 EStG lohnsteuerfrei, soweit sie
a) �8 % der jeweiligen BBG GRV pro Kalenderjahr nicht übersteigen (steuerlicher Höchstbetrag nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG). Rein 

arbeitgeberfinanzierte Beiträge sind dabei nach den steuerlichen Vorgaben vorrangig zu berücksichtigen. Eventuell im selben 
Kalenderjahr geleistete pauschalbesteuerte Beiträge gemäß § 40b EStG (Fassung am 31.12.2004) in eine Direktversicherung 
oder Pensionskasse mindern den steuerlichen Höchstbetrag entsprechend.

b) �als Einmalbeitrag bei Ausscheiden aus dem Dienstverhältnis gezahlt werden und 4 % der BBG GRV multipliziert mit der Anzahl 
der Kalenderjahre (max. 10), in denen das Dienstverhältnis bestanden hat, nicht übersteigen (steuerlicher Höchstbetrag nach 
§ 3 Nr. 63 Satz 3 EStG). Pauschalbesteuerte Beiträge aus Anlass der Beendigung des Dienstverhältnisses, die der Arbeitgeber 
unter Anwendung der Vervielfältigungsregelung des § 40b Abs. 2 Satz 3 und 4 EStG (Fassung am 31.12.2004) leistet, sind auf 
das steuerfreie Volumen anzurechnen.

c) �als Nachzahlung für ein ruhendes erstes Dienstverhältnis (z. B. bei Elternzeit) 8 % der BBG GRV multipliziert mit der Anzahl 
(max. 10) der lohnfreien ganzen Kalenderjahre nicht übersteigen (steuerlicher Höchstbetrag nach § 3 Nr. 63 Satz 4 EStG).

3.	� Planmäßige stufenweise Erhöhung des Gesamtbeitrags (Stufenplan)
	� Die Ausgestaltung des Stufenplans richtet sich nach den jeweils geltenden betrieblichen Regelungen im Zeitpunkt der Verein-

barung des Stufenplans. Die vereinbarten Erhöhungen des Gesamtbeitrags und die Termine der Beitragszahlung (Fälligkeit) 
ergeben sich aus dem Versicherungsvertrag. Die Vereinbarung des Stufenplans ist strikt arbeitgebergebunden, d.h. diese versi-
cherungsvertragliche Regelung entfällt für die Zukunft, sobald der Arbeitnehmer beim Arbeitgeber ausscheidet. Die Vereinbarung 
des Stufenplans ist damit selbst dann nicht mehr Teil der arbeitsrechtlichen Zusage, wenn diese von einem Folgearbeitgeber 
übernommen werden sollte.

	� Bei einer Mischfinanzierung, d. h. Entgeltumwandlung, ggf. mit Arbeitgeber-Zuschuss und Arbeitgeber-Beitrag (über zwei Verträ-
ge oder – nur bei Direktversicherung – in einem Vertrag), wird der vereinbarte Erhöhungsbetrag wie folgt finanziert: 

  Ausschließlich durch den Arbeitgeber (zusätzlicher Arbeitgeber-Beitrag).

 � Anteilig im Verhältnis der Beitragsfinanzierung durch den Arbeitnehmer (Beitrag aus Entgeltumwandlung und Arbeitgeber- 
Zuschuss) und den Arbeitgeber (Arbeitgeber-Beitrag); insbesondere im Fall eines Matching-Modells.

	� Der Arbeitgeber verpflichtet sich, den Gesamtbeitrag einschließlich eventueller Erhöhungen aus dem Stufenplan an die Versi-
cherungsgesellschaft abzuführen.  

4.	� Bei vereinbarter planmäßiger Erhöhung (Dynamik nach Ziffer 2. oder Stufenplan nach Ziffer 3.) wird der Gesamtbeitrag entspre-
chend § 3 Nr. 63 Einkommensteuergesetz (EStG) jährlich wie folgt begrenzt:

  4 % der BBG GRV

 � 8 % der BBG GRV, verringert um evtl. geleistete pauschalbesteuerte Versicherungsbeiträge gemäß § 40b EStG (Fassung 
am 31.12.2004) in eine Direktversicherung oder Pensionskasse.

	� Ist der Arbeitgeber-Zuschuss abhängig von der Sozialversicherungsersparnis und ändert sich diese, bleibt der Beitrag aus Ent-
geltumwandlung und Arbeitgeber-Zuschuss trotzdem gleich. Lediglich der jeweilige Anteil von Entgeltumwandlung und Arbeitge-
ber-Zuschuss ändert sich entsprechend.

	� Für den sich jeweils neu ergebenden Entgeltumwandlungsbetrag wird das der bisherigen Entgeltumwandlung zugrundeliegende 
Entgelt des Mitarbeiters entsprechend gekürzt oder erhöht. Diese Änderung erfolgt ab dem Fälligkeitsmonat des betroffenen 
Entgelts, in dem die Änderung bei der Sozialversicherungsersparnis eintritt. Die Änderung gilt bis zur nächsten Veränderung bei 
der Sozialversicherungsersparnis. Der jeweilige Betrag der Entgeltumwandlung ist aus der Lohnabrechnung ersichtlich.

	 Der Arbeitgeber-Zuschuss ist unabhängig von einem evtl. Arbeitgeber-Beitrag zu einer Förderrente nach § 100 EStG.

2.	 Planmäßige dynamische Erhöhung des Gesamtbeitrags (Dynamik)
	� Bei der Finanzierung des Vertrages allein durch Entgeltumwandung, ggf. mit Arbeitgeber-Zuschuss, erhöht sich der entsprechen-

de Beitrag künftig wie vereinbart. Dies gilt auch bei einer Mischfinanzierung über zwei Verträge.
	� Bei einer Mischfinanzierung in einem Vertrag (nur bei Direktversicherung), d. h. Entgeltumwandlung, ggf. mit Arbeitgeber-Zu-

schuss und Arbeitgeber-Beitrag, wird der Erhöhungsbetrag wie folgt finanziert:

  Ausschließlich durch den Arbeitnehmer (Beitrag aus Entgeltumwandlung und Arbeitgeber-Zuschuss).

 � Anteilig im Verhältnis der Beitragsfinanzierung durch den Arbeitnehmer (Beitrag aus Entgeltumwandlung und Arbeitgeber-Zu-
schuss) und den Arbeitgeber (Arbeitgeber-Beitrag); insbesondere im Fall eines Matching-Modells.

	� Der Arbeitgeber verpflichtet sich, den Gesamtbeitrag einschließlich eventueller Erhöhungen aus der Dynamik an die Versiche-
rungsgesellschaft abzuführen. 

5.	 Der Gesamtbeitrag wird in den folgenden Durchführungsweg eingebracht:

  Direktversicherung bei der Württembergische Lebensversicherung AG

  Pensionskasse bei der Allgemeine Rentenanstalt Pensionskasse AG

6.	 Falls bereits eine Entgeltumwandlungsvereinbarung besteht

  werden die bisherigen Regelungen durch diese Entgeltumwandlungsvereinbarung ersetzt.

Ein bisher bereits bestehender Arbeitgeber-Zuschuss wird auf den gesetzlichen Arbeitgeberschuss angerechnet. 
Mindestens wird jedoch der gesetzliche Arbeitgeber-Zuschuss gezahlt.

  wird diese Vereinbarung in Ergänzung zur bereits bestehenden Entgeltumwandlungsvereinbarung getroffen.
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8.	� Wird sozialversicherungspflichtiges Arbeitsentgelt unter Anwendung des § 3 Nr. 63 EStG umgewandelt, so sind für einen Um-
wandlungsbetrag von jährlich 4 % der BBG GRV keine Sozialversicherungsbeiträge zu zahlen (sozialversicherungsrechtlicher 
Höchstbetrag). Arbeitgeberfinanzierte Beiträge nach § 3 Nr. 63 EStG sowie evtl. Arbeitgeber-Beiträge zu einer Förderrente nach 
§ 100 EStG sind dabei nach den sozialversicherungsrechtlichen Vorgaben vorrangig zu berücksichtigen. Über den sozialversiche-
rungsrechtlichen Höchstbetrag hinausgehende Beiträge bleiben sozialversicherungspflichtig.

9.	� Die späteren Versorgungsleistungen aus der Versicherung sind einkommensteuerpflichtig und unterliegen der Kranken- und 
Pflegeversicherung.

10.	� Beruhen die Entgeltansprüche auf einem Tarifvertrag, so ist deren Umwandlung nur möglich, soweit dies durch den Tarifvertrag 
vorgesehen oder zugelassen ist. Dies gilt auch für tariflich bestimmten Mindestlohn.

11.	� Eine Abtretung von Forderungen, Ansprüchen und Rechten aus der Versicherung sowie deren Verpfändung oder Beleihung sind 
ausgeschlossen.

12.	� Die Versicherung wird mit Einverständnis des Arbeitnehmers auf dessen Leben durch den Arbeitgeber abgeschlossen. Der Arbeit-
nehmer erhält ab Beginn der Versicherung ein unwiderrufliches Bezugsrecht auf die aus Entgeltumwandlung und Arbeitgeber-Zu-
schuss finanzierten Versicherungsleistungen einschließlich der Überschussbeteiligung. Das Bezugsrecht des Arbeitnehmers für 
die aus dem Arbeitgeber-Beitrag finanzierten Versicherungsleistungen richtet sich nach dem Versicherungsvertrag.

13.	Die Entgeltumwandlung mindert nicht die Bemessungsgrundlage für alle gehaltsabhängigen Maßnahmen.
14.	� Die Versicherungsbeiträge werden vom Arbeitgeber als Versicherungsnehmer während der Dauer des Arbeitsverhältnisses ge-

zahlt, längstens jedoch bis zu dem im Versicherungsschein genannten Datum für den Ablauf der Beitragszahlungsdauer. Höhe 
und Fälligkeit der Beitragszahlung richten sich nach dem abgeschlossenen Versicherungsvertrag. Bei verkürzter Dauer der ersten 
Versicherungsperiode ist der fällige (anteilige) Beitrag zu Versicherungsbeginn in entsprechender Höhe zu leisten. Die Pflicht zur 
Beitragszahlung des Arbeitgebers, einschließlich gegebenenfalls vereinbarter Dynamik oder vereinbartem Stufenplan, entfällt, 
wenn das Dienstverhältnis ohne Anspruch auf Arbeitsentgelt fortbesteht (z.  B. während der Elternzeit, nach Beendigung der 
Fortzahlung des Arbeitsentgelts im Krankheitsfall, bei unbezahltem Urlaub). Der Arbeitnehmer hat jedoch das Recht, die Beitrags-
zahlung während dieser Zeit zu übernehmen, um den Versicherungsschutz in vollem Umfang aufrechtzuerhalten. Andernfalls wird 
die Versicherung beitragsfrei gestellt. In diesem Fall entsprechen die Versorgungsansprüche des Arbeitnehmers aus der Versi-
cherungszusage den beitragsfreien Versicherungsleistungen, welche sich aufgrund der Beitragszahlung bis zum Zeitpunkt ihrer 
Einstellung ergeben.

15. 	�Scheidet der Arbeitnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalles aus den Diensten des Arbeitgebers aus, kann der Arbeitgeber die 
Versicherung zum Zeitpunkt des Ausscheidens auf den Arbeitnehmer übertragen, wenn er seinen Lebensmittelpunkt in Deutsch-
land hat. Der Arbeitnehmer hat jedoch das Recht, die Versicherung mit eigenen Beiträgen fortzuführen oder in eine beitragsfreie 
Versicherung umwandeln zu lassen. Die Ansprüche des ausgeschiedenen Arbeitnehmers werden gemäß den gesetzlichen Be-
stimmungen auf die Leistungen begrenzt, die aufgrund der bis zum Ausscheiden des Arbeitnehmers vereinbarten Beitragszahlun-
gen aus dem Versicherungsvertrag fällig werden. Bei Fortführung der Beitragszahlung können die Konditionen eines eventuellen 
Kollektivrahmenvertrages für die Zukunft nicht aufrechterhalten werden.

16.	� Die Wirksamkeit dieser Vereinbarung steht unter der aufschiebenden Bedingung des Abschlusses des Versicherungsvertrages durch 
den Arbeitgeber.

17.	� Sollten sich die bei Abschluss dieser Vereinbarung maßgebenden Verhältnisse nachhaltig ändern, so kann die Vereinbarung von 
jedem Vertragspartner mit einer Frist von drei Monaten schriftlich gekündigt werden. Beide Vertragspartner werden sich dann bemü-
hen, diese Vereinbarung den geänderten Verhältnissen anzupassen und sich bzgl. der Weiterführung des Versicherungsvertrages mit 
der Versicherungsgesellschaft abzustimmen.

18.	� Die Unwirksamkeit oder Nichtigkeit einzelner Bestimmungen dieser Vereinbarung berühren die Wirksamkeit der übrigen Bestim-
mungen nicht. Die vertragsschließenden Parteien verpflichten sich, unwirksame oder nichtige Bestimmungen durch wirksame 
zu ersetzen, die dem ursprünglichen Zweck der unwirksamen oder nichtigen Bestimmungen am nächsten kommen. Dies gilt in 
gleicher Weise für Regelungslücken in dieser Vereinbarung.
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Im Übrigen gelten die Bestimmungen des betrieblichen Versorgungswerkes und des Versicherungsscheines einschließlich der Versi-
cherungsbedingungen und des Betriebsrentengesetzes (BetrAVG).
Der Arbeitnehmer bestätigt mit seiner Unterschrift insbesondere auch, die folgenden Punkte zur Kenntnis genommen zu 
haben.
I. 	� Für Personen, die in der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) pflichtversichert sind, unterliegen die Leistungen aus der be-

trieblichen Altersversorgung der Beitragspflicht in der Kranken- und Pflegeversicherung der Rentner mit dem vollen allgemeinen 
Beitragssatz. Bei Rentenleistungen gilt: Für pflichtversicherte Mitglieder in der GKV sind die Leistungen unterhalb der Freigrenze 
in der Pflegeversicherung beitragsfrei. Liegen die Leistungen darüber, sind die gesamten Leistungen beitragspflichtig. Weitere 
Versorgungsbezüge sowie Arbeitseinkommen aus einer geringfügigen selbstständigen Tätigkeit sind jedoch zusammen zu rech-
nen. Seit dem 01.01.2020 sind die Leistungen in der Krankenversicherung bis zum jeweils geltenden Freibetrag beitragsfrei; nur 
Leistungen darüber hinaus sind beitragspflichtig. 

	� Bei Kapitalleistungen gilt 1 / 120tel des Kapitalbetrages als beitragspflichtige monatliche Einnahme für maximal 10 Jahre. Bei frei-
willig versicherten Rentnern in der GKV gelten die „Beitragsverfahrensgrundsätze Selbstzahler“.

II. 	� Die Entgeltumwandlung führt zu reduzierten Leistungen der gesetzlichen Sozialversicherung. In der gesetzlichen Rentenversiche-
rung sind Auswirkungen auf einen evtl. Grundrentenanspruch zu beachten. Ferner führt die Entgeltumwandlung ggf. zu reduzierten 
Leistungen bei anderen Sozialleistungen (z. B. Elterngeld). Sofern aufgrund dieser das sozialversicherungspflichtige Entgelt unter 
die Jahresarbeitsentgeltgrenze der gesetzlichen Krankenversicherung fällt, kann eine Versicherungspflicht in der gesetzlichen 
Kranken- und Pflegeversicherung eintreten.

III. 	� Wird der Versicherungsvertrag vorzeitig beendet oder beitragsfrei gestellt, kann unter Umständen der Versicherungswert unter 
den eingezahlten Beiträgen liegen oder nicht existieren. Dies liegt daran, dass die ersten Beiträge zur Tilgung eines Teils der 
Abschluss- und Vertriebskosten herangezogen werden und bei Kündigung (sofern möglich) bzw. bei Beitragsfreistellung gegebe-
nenfalls ein angemessener Abzug sowie ein Selektionsabschlag erfolgt, sofern dieser bedingungsgemäß vereinbart ist.

Ort und Datum (TT.MM.JJJJ) 1Unterschrift des Arbeitnehmers

Firmenadresse des Arbeitgebers

1 Exemplar für Arbeitnehmer
1 Exemplar für Arbeitgeber

Ort und Datum (TT.MM.JJJJ) 1Unterschrift des Arbeitgebers
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Information des Versicherers nach §§ 234l, 234m und 234n Versicherungsaufsichtsgesetz

Wer ist Versor­
gungsträger Ihrer 
betrieblichen 
Alters­
versorgung?

Die Württembergische Lebensversicherung AG („Württembergische“), W&W-Platz 1,  
70806 Kornwestheim (Sitz der Gesellschaft), zugelassen in Deutschland, führt als Versorgungs-
träger Ihre betriebliche Altersversorgung durch.

Weitere Informationen erhalten Sie telefonisch unter 0711 662-0.

Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), Graurheindorfer Straße 108,  
53117 Bonn, beaufsichtigt die Württembergische.

Welche Versor­
gungssysteme 
gibt es bei der 
Württem­
bergischen?

Ihr Arbeitgeber schließt für Sie bei der Württembergischen eine Direktversicherung ab. Eine 
Direktversicherung ist eine Lebensversicherung, die ein Arbeitgeber (= Versicherungsnehmer) 
auf das Leben des Arbeitnehmers (= versicherte Person) abschließt. Der Arbeitnehmer und seine 
Hinterbliebenen sind bezugsberechtigt für die Leistungen. Sie oder Ihre Hinterbliebenen haben 
damit das Recht, die jeweilige Leistung bei deren Fälligkeit direkt von uns zu verlangen.

Wir bieten folgende Versorgungssysteme als Direktversicherung an:
•	 Direktversicherung Genius (Tarif ARH*) 
•	 Direktversicherung IndexClever (Tarif IR*)
•	 Berufsunfähigkeits-Direktversicherung (Tarif BURV*)
•	 Risikolebensversicherung als Kombiprodukt (Tarif SK*)
Zusätzlich bieten wir als Liquidationsversicherung an:
•	 Rückdeckungsversicherung Genius (Tarif ARH*) 
•	 PrivatRente IndexClever (Tarif IR*)
Das für Sie gültige Versorgungssystem finden Sie in dem beiliegenden Persönlichen (Kurz-) Vor-
schlag/Antrag/Versicherungsschein.

Die folgenden Zusatzversicherungen können Ihre Versorgung ergänzen:
•	 Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung (Tarif BU*/BUR*)
•	 Todesfall-Zusatzversicherung (Tarif SZ*)
Welche Zusatzversicherungen für Sie relevant sind, finden Sie ebenfalls im beiliegenden Persön-
lichen (Kurz-)Vorschlag/Antrag/Versicherungsschein.

Welche Vertrags­
bedingungen 
gelten für Ihre 
Versorgung?

Es gelten die Versicherungsbedingungen des für Sie gültigen Versorgungssystems. Sie erhalten 
diese zusammen mit dem Persönlichen Vorschlag/Angebot zum Versicherungsschein/Versiche-
rungsschein.

Welche 
Leistungen 
erhalten Sie?

Direktversicherung/Liquidationsversicherung (Tarife ARH*/IR*)
Mit diesen aufgeschobenen Rentenversicherungen sorgen Sie für das Alter vor. Sie bieten Ihnen 
eine lebenslange Rentenleistung. Falls im Versicherungsschein vereinbart, können Sie anstatt ei-
ner Rente eine einmalige Kapitalzahlung verlangen.

Bei Tod gilt Folgendes:
•	 	Wenn Sie vor dem Rentenbeginn sterben, wird tariflich eine einmalige Leistung fällig. Grund-

sätzlich zahlen wir die Leistung bei einer Direktversicherung als Rente aus. Versorgungsbe-
rechtigte Hinterbliebene können anstelle einer Rente eine einmalige Kapitalzahlung wählen.

•	 	Nach Rentenbeginn zahlen wir, wenn Sie eine Rentengarantiezeit vereinbart haben und in 
diesem Zeitraum sterben, eine Rente bis zum Ablauf des Garantiezeitraums an versorgungs
berechtigte Hinterbliebene.

* verwenden wir als Platzhalter für spezielle Ausprägungen bei den Tarifen.

Direktversicherung

Allgemeine Informationen  
zu einem Altersversorgungssystem.

Stand: 01.03.2025
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Berufsunfähigkeits-Direktversicherung (Tarif BURV*)
Mit dieser Versicherung sichern Sie das Risiko einer Berufsunfähigkeit ab. Bei Berufsunfähigkeit 
nach unseren Versicherungsbedingungen müssen keine Beiträge mehr bezahlt werden. Sie er-
halten eine Rente. Die Rente zahlen wir während der Dauer Ihrer Berufsunfähigkeit, längstens 
jedoch bis zum Ablauf der vereinbarten Leistungsdauer.

Risikolebensversicherung als Kombiprodukt (Tarif SK*)
Mit dieser Versicherung sichern Sie das Risiko eines Todesfalls ab. Bei Tod zahlen wir eine einma-
lige Leistung.

Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung (Tarif BU*/BUR*)
Mit diesen Zusatzversicherungen sichern Sie das Risiko einer Berufsunfähigkeit ab.
•	 Bei Tarif BU* müssen bei Berufsunfähigkeit nach unseren Versicherungsbedingungen keine 

Beiträge mehr bezahlt werden. Das gilt auch für alle eingeschlossenen Zusatzversicherungen. 
Die vereinbarten Leistungen der Alters- und Hinterbliebenenversorgung bleiben dabei in voller 
Höhe erhalten.

•	 Bei Tarif BUR* erhalten Sie bei Berufsunfähigkeit nach unseren Versicherungsbedingungen 
eine Rente. Die Rente zahlen wir während der Dauer Ihrer Berufsunfähigkeit, längstens jedoch 
bis zum Ablauf der vereinbarten Leistungsdauer.

Todesfall-Zusatzversicherung (Tarif SZ*)
Mit dieser Zusatzversicherung sichern Sie das Risiko eines Todesfalls ab. Grundsätzlich zahlen 
wir die Todesfall-Leistung bei einer Direktversicherung als Rente aus. Versorgungsberechtigte 
Hinterbliebene können anstelle einer Rente eine einmalige Kapitalzahlung wählen.

Welche Wahl 
haben Sie, wenn 
es darum geht, 
eine Leistung zu 
beanspruchen?

Bei allen Rententarifen wird die Altersleistung zum vereinbarten bzw. vorgemerkten Rentenbe-
ginn fällig. Wenn eine Kapitalisierung der Rente im Versicherungsschein zugelassen ist, können 
Sie statt der lebenslangen Rente einen einmaligen Kapitalbetrag (Kapitalabfindung) wählen. 
Alternativ können Sie eine Teilkapitalabfindung in Höhe von bis zu 30 % des dann vorhandenen 
Kapitals wählen. Das gilt nicht bei einer Liquidationsversicherung. Durch eine Teilkapitalabfin-
dung reduziert sich die Altersrente.

Sie können den bei Abschluss vereinbarten bzw. vorgemerkten Rentenbeginn verschieben:
•	 	Bei allen Tarifen können Sie den Beginn der Rentenzahlung frühestens auf das vollendete  

62. Lebensjahr vorziehen. Alternativ können Sie eine Rentenzahlung bis maximal zum vollen-
deten 85. Lebensjahr wählen.

•	 	Sobald Sie die vorgezogene gesetzliche Altersrente als Vollrente erhalten, können Sie auch die 
Altersleistung aus der Direktversicherung verlangen.

Jede Veränderung des ersten Zahlungstermins führt zu einer Anpassung der Leistung: Ein Auf-
schub führt zu einer Erhöhung und ein Vorziehen zu einer Kürzung.

Zur Ausübung jeder Option muss der Versicherungsnehmer, also Ihr Arbeitgeber, seine 
Zustimmung geben. Wenn Sie selbst Versicherungsnehmer geworden sind, z.B. bei privater 
Fortführung, üben Sie diese Optionen selbst aus.
Details zu diesen Möglichkeiten und ggf. weitere Optionen finden Sie in den Versicherungsbedin-
gungen zu Ihrem Versorgungssystem.

Wofür können  
Sie sich bei  
Versicherungen 
mit Fondsanlage 
und Index-
Versicherungen 
entscheiden?

Direktversicherung Genius (Tarif ARH*)
Bei der Rentenversicherung mit Anlageoption in Fonds nach Tarif ARH* können Sie die Mittel so-
wohl im Sicherungsguthaben als auch in Fonds anlegen. Die Guthabenaufteilung können Sie – 
über eine Änderung der Garantie-Vereinbarung – vor dem vorgemerkten Rentenbeginn jederzeit 
ändern. Bei einer Fondsanlage werden die Mittel, die nicht für die garantierten Leistungen (z.B. 
Beitragsgarantie) benötigt werden, in freie Fonds angelegt. Für die Entscheidung sind Fonds
beschreibungen verfügbar. In der Fondsbeschreibung ist auch die Wertentwicklung des Fonds in 
den vergangenen 5 Jahren bzw. seit Auflage angegeben. Die Fondsbeschreibung (Fact-Sheet) zu 
jedem einzelnen Fonds können Sie über folgende Seite herunterladen:  
www.wuerttembergische.de/go/media/wl_fondsangebot. 

Hier finden Sie das Gesamtangebot der Württembergischen. Nicht alle aufgeführten Fonds sind 
für Ihren Versicherungsvertrag möglich. 

Die Aufteilung auf die Fonds können Sie jederzeit neu festsetzen (Switchen). Sie können auch ein 
vorhandenes Fondsguthaben in einen oder mehrere andere Fonds übertragen (Shiften).
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Direktversicherung IndexClever (IR*)
Beim Tarif IndexClever können Sie jährlich wählen, ob Sie die jährliche Überschussbeteiligung zur 
Erhöhung der Rente verwenden oder zur Finanzierung einer Beteiligung des Vertrages an der 
Wertentwicklung des Index „Multi-Asset-Strategie“. Ihr angespartes Kapital ist dabei sicher. Die 
Beteiligung erfolgt in Höhe der individuellen Beteiligungsquote. Diese ist wiederum abhängig 
von der Überschussbeteiligung Ihres Vertrages. Die Wertentwicklung aus der Indexbeteiligung 
der letzten 5 Jahre können Sie dem „Informationsblatt zur Indexbeteiligung“ entnehmen (dieses 
finden Sie in den Angebotsunterlagen).

Zur Ausübung jeder Option muss der Versicherungsnehmer, also Ihr Arbeitgeber, seine 
Zustimmung geben. Wenn Sie selbst Versicherungsnehmer geworden sind, z.B. bei privater 
Fortführung, üben Sie diese Optionen selbst aus.
Details zu diesen Möglichkeiten und ggf. weitere Optionen finden Sie in den Versicherungsbedin-
gungen für Ihr Versorgungssystem.

Welche weiteren 
Möglichkeiten 
haben Sie bei 
Abschluss des 
Vertrages und 
während der 
Aufschubdauer?

Überschuss-Systeme in der Aufschubdauer
•	 Bei Tarif IR* können Sie während der Aufschubdauer jährlich zwischen Indexbeteiligung und 

sicherer Erhöhung wählen.
•	 Bei Tarif BURV* haben Sie bei Abschluss des Vertrages die Wahl zwischen den Über-

schuss-Systemen Bonusrente und Fondsanlage.
Überschuss-Systeme im Rentenbezug
Bei allen Rententarifen wählen Sie spätestens zum Rentenbeginn zwischen Steigender Bonus-
rente und Rentenerhöhung aus. Alternativ können Sie bei Abschluss des Tarifs ARH* eine garan-
tierte Rentensteigerung vereinbaren. Die laufende Altersrente erhöht sich dann ab dem 2. Ren-
tenbezugsjahr jährlich mindestens um den vereinbarten Prozentsatz. Arbeitnehmer, die nicht 
unter das BetrAVG fallen, können sich alternativ auch für das Überschuss-System Bonusrente 
entscheiden.  Bei Tarif BURV* kann bei Abschluss eine garantierte Rentensteigerung vereinbart 
werden. Die Berufsunfähigkeitsrente wird dann jährlich um den vereinbarten Prozentsatz erhöht. 
Die Erhöhung erfolgt jeweils zum Beginn des Versicherungsjahres. Die Steigerung gilt nur für 
diesen Leistungsfall.

Anpassung der Beiträge und Leistungen
Bei Abschluss des Vertrages können Sie eine automatische jährliche Anpassung der Beiträge und 
damit der Leistungen vereinbaren. Während der Aufschubdauer können Sie jedes Jahr der Erhö-
hung widersprechen. Das Recht auf weitere Erhöhungen erlischt, wenn Sie in zwei aufeinander-
folgenden Jahren widersprechen. Das gilt nicht für die Tarife ARH* und BURV*.

Zur Ausübung jeder Option muss der Versicherungsnehmer, also Ihr Arbeitgeber, seine 
Zustimmung geben. Wenn Sie selbst Versicherungsnehmer geworden sind, z.B. bei privater 
Fortführung, üben Sie diese Optionen selbst aus. Liegt Ihrem Versicherungsvertrag ein 
Kollektivrahmenvertrag (Rahmenvereinbarung zwischen Ihrem Arbeitgeber und uns) 
zugrunde, kann die Ausübung der Optionen von besonderen Bedingungen abhängen.
Details zu diesen Möglichkeiten und ggf. weitere Optionen finden Sie in den Versicherungs
bedingungen für Ihr Versorgungssystem.
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Welche Garantien 
geben wir Ihnen 
auf die Anwart­
schaften und 
Leistungen?

Direktversicherung/Rückdeckungsversicherung Genius (Tarif ARH*)
•	 Wir garantieren, dass zum vorgemerkten Rentenbeginn mindestens das Garantie-Guthaben für 

die Ermittlung der Rente zur Verfügung steht. Das Garantie-Guthaben finden Sie in den Ange-
bots- und Vertragsunterlagen. 

•	 Zum Rentenbeginn berechnen wir die versicherte Rente aus dem vorhandenen Gesamt-Gutha-
ben mit einem Rentenfaktor. Wir garantieren Ihnen bereits bei Abschluss die Zahlung einer ga-
rantierten Mindestrente ab dem vorgemerkten Rentenbeginn. Die garantierte Mindestrente 
berechnen wir aus Ihrem Garantie-Guthaben und den zu Versicherungsbeginn vereinbarten 
Rechnungsgrundlagen. Die garantierte Mindestrente finden Sie in Ihrem Versicherungsschein.

•	 Es gibt weiter verschiedene Optionen, die Einfluss auf die Höhe Ihrer garantierten Leistungen 
haben können (Garantieplan, Fix Plus, Änderung der Garantie-Vereinbarung).

•	 Details finden Sie in den Versicherungsbedingungen.
Direktversicherung/PrivatRente IndexClever (Tarif IR*)
•	 	Bei Abschluss des Vertrages wird ein Garantie-Kapital vereinbart. Wir garantieren, dass dieses 

zum vereinbarten Rentenbeginn für die Bildung der Rente verfügbar ist.
•	 	Wir garantieren Ihnen bereits bei Abschluss die Zahlung einer garantierten Mindestrente ab 

dem vereinbarten Rentenbeginn.
BerufsunfähigkeitsDirektversicherung (Tarif BURV*),
BerufsunfähigkeitsZusatzversicherung (Tarif BUR*)
Wir garantieren Ihnen bei Berufsunfähigkeit die vereinbarte Rente.

Risikolebensversicherung als Kombiprodukt (Tarif SK*),
Todesfall-Zusatzversicherung (Tarif SZ*)
Wir garantieren Ihnen bei Tod die vereinbarte Leistung.

Alle diese garantierten Leistungen zahlen wir nur, wenn der Versicherungsnehmer die Bei­
träge wie vereinbart bezahlt. Weitere Informationen zur Höhe des Beitragserhalts und den 
damit verbundenen Auswirkungen ergeben sich aus dem Versicherungsschein.

Wie legen wir den 
Sparanteil Ihrer 
Beiträge an?

Bei konventioneller Anlage 

Wir legen im Sicherungsvermögen an. Wir verwalten dies nach dem Grundsatz unternehmeri-
scher Vorsicht gemäß § 124 Versicherungsaufsichtsgesetz. Zur Struktur des Sicherungsvermö-
gens gibt unser aktueller Geschäftsbericht Auskunft. Diesen finden Sie auf unserer Internetseite 
(www.ww-ag.com) unter der Rubrik „Geschäftsberichte“.

Bei zusätzlicher Anlage in Fonds 

Bei Tarif ARH* bei der Anlage in Fonds teilen wir bis zum Rentenbezug das Gesamt-Guthaben zu 
Beginn jedes Monats auf zwischen 
•	 	dem Sicherungsguthaben (Anlage im Sicherungsvermögen),
•	 	dem Wertsicherungsfonds und
•	 	den freien Fonds.
Die Aufteilung nehmen wir nach einem versicherungsmathematischen Rechenverfahren vor. 
Dabei legen wir – unter Berücksichtigung der garantierten Werte – vor allem Kapital im Wertsi-
cherungsfonds bzw. den freien Fonds an. Wir nutzen damit optimal die Chancen am Aktienmarkt.

Informationen zur Anlagestruktur der ausgewählten freien Fonds finden Sie in den Fondsbe-
schreibungen (Fact-Sheets). Diese haben wir Ihren Unterlagen beigefügt, oder Sie finden sie 
unter www.wuerttembergische.de/go/media/wl_fondsangebot.

Unser Ziel bei der Anlage des Kapitals ist eine möglichst gute Rentabilität. Wir achten gleich
zeitig auf hohe Sicherheit. Wir berücksichtigen dabei Belange aus Umwelt, Klima und Soziales, 
sofern diese mit unseren Zielen vereinbar sind. Näheres zu den Grundsätzen unserer Anlage
politik insbesondere zur Berücksichtigung von Nachhaltigkeitsrisiken und deren Auswirkung  
auf unsere Investitionsentscheidungen finden Sie auf unserer Homepage unter  
www.wuerttembergische.de/nachhaltigkeit.

Die gesetzlich vorgeschriebenen Informationen zur Berücksichtigung von Nachhaltigkeitsrisiken 
bei unseren Investitionsentscheidungen und zu ökologischen und/oder sozialen Merkmalen des 
angebotenen Produkts können Sie den Angebotsunterlagen bzw. dem Downloadbereich auf un-
serer Homepage (www.wuerttembergische.de/nachhaltigkeit) entnehmen. Für Risikolebensver-
sicherungen und Berufsunfähigkeitsversicherungen gelten diese gesetzlichen Informations-
pflichten nicht.
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Welche Risiken 
gibt es?

Für die Kalkulation der Beiträge, Leistungen und die Bildung von Reserven brauchen wir 
Rechnungsgrundlagen. Diese basieren auf statistischen Annahmen. Solche Annahmen sind mit 
Unsicherheiten verbunden. Risiken entstehen vor allem dann, wenn
•	 die Lebenserwartung (bei Rentenversicherungen),
•	 die Sterblichkeit (bei Risikoversicherungen),
•	 die erbrachten Leistungen bei Berufsunfähigkeit und
•	 die tatsächlichen Kosten
höher sind als bei der Kalkulation der Tarife angenommen. Auch können die Kapitalerträge hinter 
dem Bedarf für die garantierten Verpflichtungen zurückbleiben.

Dies kann dazu führen, dass wir die Deckungsrückstellung erhöhen müssen. Dadurch kann sich 
Ihre Überschussbeteiligung verringern.

Bei Anlage in Fonds legen wir Mittel, die wir nicht für die garantierten Leistungen benötigen, in 
freie Fonds an. Je nach Auswahl der Fonds können sich unterschiedliche finanzielle Risiken 
ergeben.

Welche Kosten 
tragen Sie?

In den Beitrag kalkulieren wir folgende Kosten ein:
•	 Abschluss- und Vertriebskosten und
•	 jährliche Verwaltungskosten.
Bei Rentenversicherungen gibt es Verwaltungskosten für die Aufschubdauer und die Renten
bezugszeit. Die einkalkulierten Kosten mindern die Wertentwicklung des Vertrages.

Daneben können zusätzliche Kosten bei bestimmten Anlässen entstehen. Diese Kosten stellen 
wir separat dem Versicherungsnehmer in Rechnung.

Nähere Informationen finden Sie in der individuellen Vertragsinformation sowie der Kosten
übersicht zu den Versicherungsbedingungen.

Können Sie Ihren 
Vertrag bei 
Beendigung des 
Arbeits­
verhältnisses 
übertragen?

Wenn Sie vorzeitig aus dem Unternehmen ausscheiden, können Sie die Versorgung mitnehmen 
und privat aus eigenen Beiträgen oder bei einem neuen Arbeitgeber fortführen. Bitte beachten 
Sie, dass Anwartschaften aus privaten Beiträgen nicht von der arbeitsrechtlichen Zusage umfasst 
sind. Der Arbeitgeber muss daher nicht für diese Anwartschaften einstehen (keine Subsidiärhaf-
tung des Arbeitgebers). Ihre Anwartschaft bleibt in der finanzierten Höhe erhalten. Dazu muss Ihr 
Bezugsrecht unwiderruflich sein:
•	 	Bei der Entgeltumwandlung ist Ihr Bezugsrecht ab Beginn unwiderruflich.
•	 	Bei der arbeitgeberfinanzierten Versorgung kann das Bezugsrecht von der Unverfallbarkeits

regelung Ihrer Versorgungszusage abhängen. Sie finden nähere Informationen dazu in Ihrer 
Versorgungszusage.

Mit dem unwiderruflichen Bezugsrecht haben Sie einen direkten Anspruch auf die Versiche-
rungsleistung gegen die Württembergische.

Sie können dann die Deckungsmittel der Versicherung als Kapitalbetrag (Übertragungswert) auf 
einen neuen Arbeitgeber übertragen. Er muss dafür eine wertgleiche Versorgung in einem der 
Durchführungswege Direktversicherung, Pensionskasse oder Pensionsfonds anbieten. Unter den 
Versicherern gibt es hierfür ein geregeltes Verfahren (Übertragungsabkommen). Alternativ kön-
nen Sie den Übertragungswert auch auf eine Versorgungseinrichtung mit reiner Beitragszusage 
(§ 22 BetrAVG) übertragen.

Wie ist Ihre 
Versorgung bei 
der Württem­
bergischen 
geschützt? Was 
kann Ihre 
Versorgung 
reduzieren?

Die Protektor Lebensversicherungs-AG ist die Sicherungseinrichtung der deutschen Lebens
versicherer. Sie schützt die Versicherten auch vor den Folgen einer Insolvenz der Württember
gischen. Reichen die finanziellen Mittel von Protektor nicht aus, darf die BaFin die garantierten 
Leistungen um maximal 5 % kürzen.

Spätestens wenn Ihre Anwartschaft unverfallbar ist, haben Sie ein unwiderrufliches Bezugsrecht. 
Damit sind Ihre Leistungen bis zur Fälligkeit vor dem Zugriff Dritter geschützt.

Speziell bei Tarif ARH* bei der Anlage in Fonds: Das vorhandene Guthaben kann jederzeit auf An-
trag zum nächsten Monatsersten gesichert werden (Fix Plus). Wenn Sie aus dem Unternehmen 
ausscheiden, sichern wir Ihr vorhandenes Guthaben zum nächsten Monatsersten automatisch. 
Ist eine garantierte Todesfall-Leistung vereinbart, verringert sich das gesicherte Guthaben um 
die Risikobeiträge für diese Leistung. Bei Tarif ARH* kann ferner jederzeit eine  
100 % Mindestanlage im Sicherungsguthaben gewählt werden. Dadurch werden das vorhandene 
Guthaben und die künftigen Beiträge vollständig im Sicherungsguthaben angelegt. 

Der Antrag muss vom Versicherungsnehmer, also Ihrem Arbeitgeber, gestellt werden.  
Wenn Sie selbst Versicherungsnehmer geworden sind, z.B. bei privater Fortführung, oder 
Ihr Arbeitgeber Sie bevollmächtigt hat, können Sie den Antrag selbst stellen. 
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Fallen für Ihre 
Leistungen 
Beiträge zur 
Kranken- und 
Pflegever­
sicherung an?

Informationen dazu finden Sie in den beiliegenden „Steuerlichen Informationen“.

Wo finden Sie 
weitere 
Informationen?

Weitere Informationen finden Sie in den Versicherungsbedingungen und den sonstigen 
Angebots- und Vertragsunterlagen.



Betriebliche Altersversorgung

Beratungsprotokoll für den Arbeitgeber.



30826 WL  [2] 7.2025 Seite 2 von 5

Beratungsprotokoll für den Arbeitgeber 
zur betrieblichen Altersversorgung (bAV) (§§ 6, 61 Versicherungsvertragsgesetz) 

Titel, Vorname, Nachname, Firma Kunden-Nr., falls vorhanden

         –           –
Branche Anzahl der Mitarbeiter

Titel, Vorname, Nachname

Titel, Vorname, Nachname

Position

■ � Kunde/Versicherungsnehmer

■ � Gesprächsteilnehmer Firma

■ � Weiterer Gesprächsteilnehmer 
(z. B. Steuerberater)

■ � Grund für das Gespräch/
Kundenwunsch

■ � �Ermittlung des Versicherungs-  
bzw. Versorgungsbedarfs

Titel, Vorname, Nachname Gesch.-St.-Nr. - Agentur-Nr. -PZ■ � Vermittler/beratende Person

  Einrichtung einer bAV				      Änderung einer bAV: VS-Nr.�

Beratung zu Finanzierungsformen
  einer arbeitnehmerfinanzierten bAV (Entgeltumwandlung)
  einer arbeitgeberfinanzierten bAV
  einer mischfinanzierten bAV
  Sonstige/weitere Wünsche

�

�
Versorgung von

  Arbeitnehmer
  Mitarbeitende Familienangehörige
  Fremdgeschäftsführer / -Vorstand
  Nicht beherrschender Gesellschafter-Geschäftsführer / Vorstand
  Beherrschender Gesellschafter-Geschäftsführer / Vorstand

Anmerkungen zu den bestehenden Versicherungen/Versorgungen
Zum Beispiel: Höhe der Versorgung, wann wurde diese eingerichtet oder zuletzt überprüft bzw. angepasst?

�

�

Besteht bereits eine bAV in Ihrer Firma? 		    ja 	   nein

Welche Versicherung / Versorgung besteht bereits?

Durchführungswege Entgeltumwandlung Arbeitgeberfinanzierung Mischfinanzierung

Direktversicherung
§ 3 Nr. 63 EStG
§ 100 EStG
§ 40b EStG alte Fassung

Unterstützungskasse

Direkt-/Pensionszusage

Pensionskasse

Pensionsfonds
Die Versorgung kann auf unterschiedlichen Rechtsgrundlagen beruhen: Einzelvertragliche Zusagen zwischen Arbeitnehmer
und Arbeitgeber. Zusagen aufgrund betrieblicher Übung oder dem Gleichbehandlungsgrundsatz. Kollektivvertragliche Zusagen
wie z. B. eine Betriebsvereinbarung.

Besteht eine Versorgungsordnung, Betriebsvereinbarung oder ein Kollektivrahmenvertrag?
Wann wurde diese/r das letzte Mal überprüft?

  ja, Versorgungsordnung von �

  ja, Betriebsvereinbarung von �

  ja, Kollektivrahmenvertrag von 

  nein 
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  Entsprechend der Empfehlung wurden die untenstehenden Hinweise zu den Durchführungswegen gegeben.

Beschreibung und Begründung: �

Die Beratung erfolgte unter Einbeziehung des erhobenen Versicherungs- und Versorgungsbedarfs sowie der Rahmenbedingungen für 
die Ausgestaltung einer bAV.

 � Der aufgenommene Antrag bzw. die Angebotsanforderung entspricht/die aufgenommenen Anträge bzw. Angebotsanfor-
derungen entsprechen den Wünschen und Bedürfnissen des Kunden und den Empfehlungen des Vermittlers und des 
Versicherers.

Nach unserer Einschätzung und vor dem Hintergrund der aktuellen Rechtsprechung erfüllen auch Tarife mit abgesenkter 
Beitragsgarantie die Anforderungen an eine beitragsorientierte Leistungszusage (siehe unten „Wichtige Hinweise für den 
Arbeitgeber“). Auf Chancen und Risiken der verschiedenen Höhen des Beitragserhalts bei den unterschiedlichen Tarifen und 
die damit verbundenen Auswirkungen im Rahmen der bAV wurde hingewiesen.

■ � Beschreibung und Begründung  
der Empfehlung

■ � �Empfehlung des Vermittlers und  
des Versicherers Durchführungswege Entgeltumwandlung Arbeitgeberfinanzierung Mischfinanzierung

Direktversicherung

Unterstützungskasse

Direkt-/Pensionszusage

Pensionskasse

Pensionsfonds

Direktversicherung/Pensionskasse
	■ Keine Kosten für Insolvenzsicherung, da unwiderrufliches Bezugsrecht ab 

Unverfallbarkeit.
	■ Möglichkeit der flexiblen Dotierung
	■ Altersrentenzusagen mit der Möglichkeit einer einmaligen Kapitalabfindung
	■ Einschluss von Leistungen bei Berufsunfähigkeit bzw. Tod möglich
	■ Leistung bei Tod an die berechtigten Hinterbliebenen
	■ Selbstständige Berufsunfähigkeits-Direktversicherung möglich
	■ Sehr geringer Verwaltungsaufwand für das Unternehmen
	■ Mitgabe der Versicherung bei Ausscheiden des Arbeitnehmers bzw. Übertragung auf 

Folgearbeitgeber möglich
	■ Nach § 100 EStG können Arbeitgeberbeiträge (im Jahr mindestens 240 Euro, maximal 

960 Euro) für eine Direktversicherung eines geringverdienenden Mitarbeiters (Arbeits-
lohn bis zu 2.575 Euro mtl.) vom Betriebsstättenfinanzamt an den Arbeitgeber in Höhe 
von 30 %, maximal 288 Euro im Jahr, zurückerstattet werden, wenn die Abschlusskos-
ten der Versicherung jedem Beitrag in prozentual gleicher Höhe entnommen werden. 
Dies ist bei der KombiRente der Fall. Die Beiträge, also maximal 960 Euro im Jahr, 
sind dann für den geringverdienenden Mitarbeiter steuerfrei. Darüber hinausgehende 
Beiträge bzw. Beiträge in Versicherungen ohne gleichmäßige Verteilung der Abschluss-
kosten und Beiträge für Mitarbeiter, die nicht geringverdienend sind, können nach § 3 
Nr. 63 EStG für eine Direktversicherung bis zu 8 % der Beitragsbemessungsgrenze in 
der gesetzlichen Rentenversicherung (BBG GRV) jährlich steuerfrei eingezahlt werden. 
Beiträge, die nach § 40b EStG pauschal versteuert werden (in der Regel Direktversi-
cherungen), sind auf diese Höchstgrenze anzurechnen. Die steuerfreien Beiträge sind 
bis zu 4 % der BBG GRV jährlich sozialabgabenfrei.

	■ Bei Entgeltumwandlung kommt gemäß §§ 1a Abs. 1a, 26a BetrAVG ein gesetzlicher 
AG-Zuschuss hinzu. Er gilt ab 1.1.2019 für neu vereinbarte und ab 1.1.2022 für bereits 
vor dem 1.1.2019 vereinbarte Entgeltumwandlungen und entspricht der Sozialabga-
benersparnis des Arbeitgebers, max. 15 % des Umwandlungsbetrags. Wir empfehlen,  
einen freiwilligen AG-Zuschuss auf den gesetzlichen AG-Zuschuss anzurechnen. Der 
AG-Zuschuss zur Entgeltumwandlung kann tarifvertraglich ganz oder teilweise ausge-
schlossen sein.

	■ Nur bei BURV und ARH-Tarifen: Der Einschluss einer garantierten Rentensteigerung in 
die Direktversicherung ist möglich.

Rückgedeckte Unterstützungskasse
	■ Die nahezu unbegrenzte Dotierungsmöglichkeit lässt hohe Versorgungen zu.
	■ Gleichbleibende oder steigende Beiträge in Rückdeckungsversicherung
	■ Geleistete Dotierungen (Beiträge in Rückdeckungsversicherung) kann die Unterstüt-

zungskasse aus steuerlichen Gründen grundsätzlich nicht zurückerstatten.
	■ Einschluss von Leistungen bei Berufsunfähigkeit möglich
	■ Leistung bei Tod an die berechtigten Hinterbliebenen
	■ Eingeschränkte Mitnahmemöglichkeit bei vorzeitigem Ausscheiden
	■ Insolvenzsicherungspflicht beim PSVaG; entfällt bei beherrschender GGF / Vorstand: 

Verpfändung der Rückdeckungsversicherung
	■ Besondere steuerliche Anforderungen bei GGF-Versorgung (Angemessenheit/ 

Wartezeit/Finanzierbarkeit/Erdienbarkeit)
	■ Erfüllung der Anpassungsprüfungspflicht gem. § 16 Abs. 3 Nr. 1 BetrAVG bei 

Vereinbarung einer garantierten Rentensteigerung
Direkt-/Pensionszusage mit Rückdeckungsversicherung

	■ Absicherung von hohen Versorgungszusagen durch nahezu unbegrenzte Dotierung
	■ Bildung von Pensionsrückstellungen
	■ Finanzierung und Absicherung der Risiken durch Rückdeckungsversicherung
	■ Einschluss von Leistungen bei Berufsunfähigkeit möglich
	■ Leistung bei Tod an die berechtigten Hinterbliebenen
	■ Insolvenzsicherungspflicht beim PSVaG; entfällt bei beherrschender GGF / Vorstand: 

Verpfändung der Rückdeckungsversicherung
	■ Besondere steuerliche Anforderungen bei GGF-Versorgung (Angemessenheit/ 

Wartezeit/Finanzierbarkeit/Erdienbarkeit)
	■ Erfüllung der Anpassungsprüfungspflicht gem. § 16 Abs. 3 Nr. 1 BetrAVG bei 

Vereinbarung einer garantierten Rentensteigerung

■  Hinweise zu den Durchführungswegen

Für (nicht) beherrschender GGF / Vorstand
Gründungsdatum der GmbH / AG:    	 Diensteintrittsdatum: 
Besteht Sozialversicherungspflicht? 									          � ja 	  � nein
Wurde das Statusfeststellungsverfahren durchgeführt bzw.   
liegt ein Bescheid von der gesetzlichen Rentenversicherung vor?			    � ja 	  � nein 
Für weiterführende Beurteilung GGF-Formular 21789 heranziehen.
Besteht bereits eine private Absicherung? 								        � ja 	  � nein
Wenn ja, welche (Art, Höhe)? �

■ � �Welche Rahmenbedingungen für die 
Ausgestaltung einer bAV liegen vor?

Für geringverdienende Arbeitnehmer (§ 100 EStG)

 � Auf die KombiRente und ihre Besonderheiten bei Beitragszahlung und Leistung wurde hingewiesen. Es wurde auf die arbeitsrecht-
lich erforderliche Gleichbehandlung aller geringverdienenden Arbeitnehmer (§ 100 EStG) aufmerksam gemacht.

 � Der Kunde ist zur Nutzung der erläuterten Vorteile der KombiRente (§ 100 EStG/ § 3 Nr. 63 EStG) einverstanden, bei Abschluss  
der Versicherung neben einer Beitragszahlung nach § 100 EStG für geringverdiende Arbeitnehmer einen einmaligen Beitrag nach  
§ 3 Nr. 63 EStG zu zahlen.

Für Arbeitnehmer, mitarbeitende Familienangehörige 
Besteht für die Firma Tarifbindung? 		   � ja, welche    	   nein
Wenn ja, besteht eine Öffnungklausel? 	   ja, für Entgeltumwandlung
								          �ja, für Entgeltumwandlung und vermögenswirksame Leistungen (VL)			     nein
Welche Leistungen gewährt die Firma zusätzlich zum laufenden Gehalt?

 � Urlaubs-/Weihnachtsgeld 			    � Tantiemen 		   � VL 		   � Sonstiges 

 � keine

Nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts vom 30.08.2016 (3 AZR 361/15) 
müssen für das Vorliegen einer sogenannten beitragsorientierten Leistungszusage (boLZ) 
folgende Voraussetzungen gewahrt sein:

	■ Beiträge müssen in Versorgungsanwartschaften umgewandelt werden.
	■ Die Umwandlung muss aus Anlass eines Arbeitsverhältnisses geschehen.
	■ Die Mindest-Leistungshöhe muss bereits im Umwandlungszeitpunkt feststehen.
	■ Das Anlagerisiko darf nicht vollständig vom Arbeitnehmer getragen werden.

 

Vor diesem Hintergrund vertreten wir die Auffassung, dass bei der boLZ lediglich die Um-
wandlung eines Beitrags in eine Versorgungsanwartschaft erfolgen und dabei die versi-
cherungsmathematische Umwandlung gewährleistet sein muss. Darüber hinaus muss das 
Lebensversicherungsunternehmen der Aufsicht der Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht (BaFin) unterliegen. Unseres Erachtens sind auch Versicherungsprodukte 
geeignet, die Anforderungen an eine boLZ zu erfüllen, die zum planmäßigen Leistungsbe-
ginn nicht den vollständigen Erhalt der eingezahlten Beiträge, sondern z.B. 70% bis 90% 
garantieren. Die zukünftige Entwicklung in Rechtsprechung oder Gesetzgebung können 
wir jedoch nicht absehen.

■  Wichtige Hinweise für den Arbeitgeber

■ � �Dokumentations- und Informations-
pflichten des Arbeitgebers

Auf die bei der Einführung und Durchführung der bAV für Arbeitgeber bestehenden Dokumentations- und Informations
pflichten wurde besonders hingewiesen.
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  Aufgrund der Situation der versicherten Person ist zusätzlich der Abschluss folgender Versicherungen zu empfehlen:

 � Berufsunfähigkeitsrente 		   �Risikolebensversicherung

 � BasisRente 				      �Sonstiges 

■ � Zusätzliche Empfehlungen des 
Vermittlers und des Versicherers

■ � Weitere Wünsche/Beratungsbedarf

■ � �Abweichende Kundenentscheidung/
Gründe

�

  Private Krankenversicherung	   Privatkundenversicherungen		    Private Lebens- und Rentenversicherungen
  Bausparen					       Baufinanzierung
  Investmentfonds				      Bankprodukte
  Firmenversicherungen			    Kraftfahrtversicherung				     Sonstige 

Weiterhin wurde(n) vor Beantragung  
der Versicherung(en) ausgehändigt: �

�

�
Ort, Datum									         1Unterschrift Firma

�
2Unterschrift Vermittler/beratende Person 				   2�ggf. Unterschrift weiterer Gesprächsteilnehmer

■  Unterschriften
Ein Exemplar der Dokumentation
wurde ausgehändigt.

■ � �Weitere Bemerkungen / Themen �
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Die dokumentierte Beratung erfolgt im Namen des  
Vermittlers und des jeweiligen Versicherers, mit dem  
anschließend der Versicherungsvertrag zustande  
kommt.

Württembergische  
Versicherung AG

Vorstand: 
Zeliha Hanning (Vors.),
Matthias Bogk, Dr. Per-Johan Horgby,   
Jens Wieland, Jürgen Wörner

Aufsichtsratsvorsitzender:  
Jürgen A. Junker

Registergericht: 
Amtsgericht Stuttgart, 
Handelsregister B Nr. 14327 

Sitz der Gesellschaft:
Kornwestheim
Telefon (0711) 662-0

Besuchsanschrift: 
W&W-Platz 1
70806 Kornwestheim

Postanschrift:
70801 Kornwestheim

Bankverbindung:
HypoVereinsbank (UniCredit Bank GmbH)
Arabellastraße 12
81925 München
IBAN: DE50 7002 0270 0062 3120 41
BIC: HYVEDEMM

Württembergische  
Lebensversicherung AG

Vorstand: 
Jacques Wasserfall (Vors.),
Matthias Bogk, Zeliha Hanning,
Jens Wieland

Aufsichtsratsvorsitzender:  
Jürgen A. Junker

Registergericht:  
Amtsgericht Stuttgart, 
Handelsregister B Nr. 280

Sitz der Gesellschaft:  
Kornwestheim 
Telefon 0711 662-0 

Besuchsanschrift: 
W&W-Platz 1
70806 Kornwestheim

Postanschrift:
70801 Kornwestheim

Bankverbindung:
HypoVereinsbank (UniCredit Bank GmbH)
Arabellastraße 12
81925 München
IBAN: DE50 6602 0286 0002 0003 00
BIC: HYVEDEMM

Württembergische
Krankenversicherung AG

Vorstand: 
Jacques Wasserfall (Vors.),
Dr. Jonas Eickholt

Aufsichtsratsvorsitzende:  
Jürgen A. Junker

Registergericht: 
Amtsgericht Stuttgart,
Handelsregister B Nr. 19456

Sitz der Gesellschaft:  
Kornwestheim
Telefon (0711) 662-0 

Besuchsanschrift:
W&W-Platz 1
70806 Kornwestheim

Postanschrift:  
70801 Kornwestheim

Bankverbindung:
HypoVereinsbank (UniCredit Bank GmbH)
Arabellastraße 12
81925 München
IBAN: DE50 7002 0270 0062 3120 41
BIC: HYVEDEMM

Allgemeine
Rentenanstalt
Pensionskasse AG

Vorstand:
Dr. Björn Achter,
Stephan Baum

Aufsichtsratsvorsitzender:  
Jacques Wasserfall 

Registergericht: 
Amtsgericht Stuttgart,
Handelsregister B Nr. 23366

Sitz der Gesellschaft:  
Stuttgart
Telefon (0711) 662-0

Besuchsanschrift:
W&W-Platz 1
70806 Kornwestheim

Postanschrift:  
70801 Kornwestheim

Bankverbindung:
HypoVereinsbank (UniCredit Bank GmbH)
Arabellastraße 12
81925 München
IBAN: DE50 6602 0286 0002 0003 00
BIC: HYVEDEMM
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